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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU)
2017/541 zur Terrorismusbekampfung

A. Problem und Ziel

Der vorliegende Gesetzesentwurf dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2017/541 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Marz 2017 zur Terrorismusbekampfung
und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/475/J1 des Rates und zur Anderung
des Beschlusses 2005/671/J1 des Rates (ABI. L 88 vom 31.3.2017, S. 6) (im Folgenden:
Richtlinie Terrorismusbekampfung).

Eine Kernregelung der Richtlinie Terrorismusbekampfung (Artikel 3) ist die Definition von
Straftaten, die als terroristisch einzuordnen sind, wenn sie mit einer terroristischen Ziel-
setzung begangen werden.

Auf die spezifische Gefahr, die von auslandischen terroristischen Kampfern (,Foreign Ter-
rorist Fighters®) ausging und ausgeht, reagiert die Richtlinie mit einer Regelung (Artikel 9),
die sowohl das Reisen in Risikogebiete in terroristischer Absicht als auch die Ruckreise
aus diesen Risikogebiete als strafbare Handlung einstuft.

Ein weiterer elementarer Bestandteil der Richtlinie sind die Vorschriften zur Terrorismusfi-
nanzierung (Artikel 11). Hiernach soll die Finanzierung der in der Richtlinie Terrorismus-
bekampfung genannten strafbaren terroristischen Handlungen umfassend unter Strafe
gestellt werden.

In Deutschland besteht das Terrorismusstrafrecht insbesondere aus den §§ 129a, 129b
des Strafgesetzbuches. Terroristische Einzeltater sind Uber die §§ 89a, 89b und 89c StGB
erfasst. Die vorgenannten Tatbestande haben in den letzten Jahrzehnten vor dem Hinter-
grund sich standig andernder Gefdhrdungslagen zahlreiche Anderungen erfahren.
Deutschland ist mit diesen Regelungen im Bereich der Terrorismusbekampfung gut auf-
gestellt. Die Europaische Union hat gleichwohl Defizite in der Umsetzung der Richtlinie
Terrorismusbekampfung gerigt. Mit dem Gesetzentwurf werden diese Rlgen — soweit sie
nachvollziehbar erscheinen — unter Wahrung der deutschen Strafrechtssystematik ausge-
raumt.

Dieser Entwurf steht im Kontext der gefahrdeten rechtzeitigen Erreichung der Ziele der
Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 25. September 2015
» 1ransformation unserer Welt: die UN-Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung“ und soll
zur Erreichung der Zielvorgaben des Nachhaltigkeitsziels 16 der UN-Agenda 2030 beitra-
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gen, die Bekdmpfung von Terrorismus und Kriminalitat auf allen Ebenen zu unterstitzen
und die gewaltbedingte Sterblichkeit Gberall deutlich zu verringern.

B. Losung

Zur Umsetzung der Richtlinienvorgaben werden schwerpunktmaRig die §§ 89a und 89c
StGB geandert:

— In § 89a Absatz 1 StGB wird definiert, was unter einer terroristischen Straftat zu ver-
stehen ist, und der Straftatenkatalog wird ausgeweitet. Damit werden die Vorgaben
des Artikels 3 der Richtlinie Terrorismusbekampfung umgesetzt. § 89a Absatz 2 StGB
wird um den Tatbestand der Einreise als Straftat im Zusammenhang mit terroristi-
schen Aktivitdten ergénzt und damit Artikel 9 der Richtlinie Terrorismusbekdmpfung
umgesetzt. In § 89a Absatz 2a StGB wird eine Versuchsstrafbarkeit normiert, um den
Anforderungen des Artikels 14 Absatz 3 der Richtlinie Terrorismusbekampfung Rech-
nung zu tragen. In § 89a Absatz 2b StGB wird die versuchte Anstiftung zu einer terro-
ristischen Straftat ponalisiert, damit werden die Vorgaben des Artikels 6 der Richtlinie
Terrorismusbekampfung umgesetzt.

— §89c StGB wird um bestimmte Handlungen erweitert, deren Finanzierung den Tat-
bestand einer Terrorismusfinanzierung erflllt, damit werden die Vorgaben des Arti-
kels 11 der Richtlinie Terrorismusbekampfung umgesetzt. Ebenso wird in § 89¢c Ab-
satz 8 StGB eine Versuchsstrafbarkeit eingefiihrt, um den Voraussetzungen des Atrti-
kels 14 Absatz 3 der Richtlinie Terrorismusbekdmpfung nachzukommen.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Das Gesetzesvorhaben kann zu einem Mehrbedarf des Bundes an Personalmitteln fir
den Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA), Einzelplan 07, flihren. Im Fall
des Verfahrensanstiegs wird ein jahrlicher Mehrbedarf von ungefahr 300 000 Euro prog-
nostiziert.

Die Lander haben weiter einen prognostizierten Erstattungsanspruch gegen den Bund in
Hohe von bis zu 530 000 Euro fur Verfahren, die der GBA in Auslibung der Bundesge-
richtsbarkeit flhrt.

Der voraussichtliche Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellen-
mafig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden. Uber Einzelheiten zur Deckung des Mehr-
bedarfs wird im Rahmen kommender Haushaltsaufstellungsverfahren zu entscheiden
sein.

Bei den Landern kann es zu einem Mehrbedarf an Personalmitteln von bis zu 36 000 Euro
pro Jahr kommen.

Durch die Erweiterung der bestehenden Strafvorschriften konnten bei den Landern Mehr-
ausgaben in Héhe von 67 000 Euro anfallen. Diese Kosten kénnten durch den Anstieg der
Verurteilungen im Bereich der erweiterten Strafvorschriften um bis zu circa ein Prozent
und den damit verbundenen Strafvollzugskosten entstehen.
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E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Biirger

Keiner.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Keiner.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Durch die Erweiterung der bestehenden Strafvorschriften kénnten bei den Landern Mehr-
ausgaben in Hohe von 67 000 Euro anfallen. Diese Kosten kdnnten durch den Anstieg der
Verurteilungen im Bereich der erweiterten Strafvorschriften um bis zu circa ein Prozent
und die damit verbundenen Strafvollzugskosten entstehen.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

Bei den Landern kann es zu weiteren Kosten im justiziellen Kernbereich von bis zu 10 000
Euro pro Jahr kommen.
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, 24. Mai 2024
Der Bundeskanzler

An die

Présidentin des Bundesrates
Frau Ministerprasidentin
Manuela Schwesig

Sehr geehrte Frau Présidentin,

hiermit Gbersende ich gemaR Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes den
von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2017/541
zur Terrorismusbekampfung

mit Begriindung und Vorblatt.

Der Gesetzentwurf ist besonders eilbedirftig, da die Europdische Kommission
bereits ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland
eingeleitet hat.

Federfiihrend ist das Bundesministerium der Justiz.

Mit freundlichen GriiRen
Olaf Scholz

Fristablauf: 05.07.24
besonders eilbedirftige Vorlage geméaR Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG
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Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2017/541
zur Terrorismusbekampfung?

vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Strafgesetzbuches

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998

(BGBI. I S. 3322), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBI. 2023
I Nr. 203) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

3.

Die Inhaltstbersicht wird wie folgt geandert:
a) Die Angabe zu § 89a wird wie folgt gefasst:
,§89a  Vorbereitung einer terroristischen Straftat; Versuch der Anstiftung und Androhung®.

b) Inder Angabe zu § 89b werden die Worter ,schweren staatsgefahrdenden Gewalt-
tat“ durch die Worter ,terroristischen Straftat® ersetzt.

c) Inder Angabe zu § 91 werden die Worter ,schweren staatsgefahrdenden Gewalt-
tat“ durch die Worter ,terroristischen Straftat ersetzt.

8 5 Nummer 3 wird wie folgt geandert:
a) In Buchstabe c wird das Wort ,und“ am Ende gestrichen.
b) Nach Buchstabe c wird folgender Buchstabe d eingefugt:

,d) in Fallen des § 89a Absatz 1 Satz 2, wenn die Tat in einem der Mitgliedstaa-
ten der Europaischen Union begangen wird, oder diese auRerhalb der Mit-
gliedstaaten der Européaischen Union durch oder gegen einen Deutschen o-
der durch einen Auslander mit Lebensgrundlage im Inland begangen wird o-
der der Tater im Inland betroffen und, obwohl das Auslieferungsgesetz seine
Auslieferung nach der Art der Tat zuliel3e, nicht ausgeliefert wird, weil ein
Auslieferungsersuchen innerhalb angemessener Frist nicht gestellt oder ab-
gelehnt wird oder die Auslieferung nicht ausflihrbar ist, und®.

c) Der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe e.

In 8 76a Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 wird wie folgt gedndert:

Y

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2017/541 des Europdaischen Parlaments und
des Rates vom 15. Mérz 2017 zur Terrorismusbek&ampfung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlus-
ses 2002/475/J1 des Rates und zur Anderung des Beschlusses 2005/671/J1 des Rates (ABI. L 88 vom
31.3.2017, S. 6).
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a)

b)

In Buchstabe a werden die Worter ,schweren staatsgeféahrdenden Gewalttat nach
§ 89a und Terrorismusfinanzierung nach 8 89c Absatz 1 bis 4 durch die Worter
Jterroristischen Straftat nach 8§ 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite
Alternative und Nummer 3 jeweils in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1, 2, 3 und
4 Buchstabe a, Absatz 3 und 4, Versuch der Vorbereitung einer terroristischen
Straftat nach § 89a Absatz 2a in Verbindung mit 8 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1
erste und zweite Alternative und Nummer 3, Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a, Ab-
satz 3 und 4 und Terrorismusfinanzierung nach § 89c Absatz 1, 3 und 4 mit Aus-
nahme der Finanzierung von Handlungen nach 8§ 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 9,
Absatz 2 Nummer 2, 4 Buchstabe b und Nummer 5 ersetzt.

In Buchstabe b wird die Angabe ,8 129a Absatz 1, 2, 4, 5 durch die Wérter ,§ 129a
Absatz 1, 2 Nummer 1 zweite Alternative, Nummer 2 bis 4 und 5 erste Alternative,
Absatz 4 und 5 Satz 1 und 2“ ersetzt.

4. § 89a wird wie folgt geandert:

a)

b)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

»3 89a

Vorbereitung einer terroristischen Straftat; Versuch der Anstiftung und Andro-
hung®.

Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,schwere staatsgefahrdende Gewalttat durch die
Worter ,terroristische Straftat nach Satz 2 Nummer 1 bis 8 ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
,Terroristische Straftaten sind

1. Mord (8 211), Totschlag (§ 212), Volkermord (8§ 6 des Volkerstrafgesetz-
buches), Verbrechen gegen die Menschlichkeit (8 7 des Vdlkerstrafge-
setzbuches), ein Kriegsverbrechen (88 8, 9, 10, 11 oder 12 des Volker-
strafgesetzbuches),

2. Korperverletzung nach § 224 und eine Korperverletzung, die einem ande-
ren Menschen schwere kdrperliche oder seelische Schéaden, insbeson-
dere der in § 226 bezeichneten Art, zuflgt,

3. erpresserischer Menschenraub (8 239a) und Geiselnahme (8§ 239b),

4. Straftaten nach den 88 303b, 305, 305a und gemeingefahrliche Straftaten
in den Fallen der 88§ 306 bis 306¢ und 307 Absatz 1 bis 3, des § 308 Ab-
satz 1 bis 4, des § 309 Absatz 1 bis 5, der 8§ 313, 314 und 315 Absatz 1,
3 und 4, des § 316b Absatz 1 und 3 und des 8§ 316¢ Absatz 1 bis 3 und
des § 317 Absatz 1,

5. Straftaten gegen die Umwelt in den Fallen des § 330a Absatz 1 bis 3,
6. Straftaten nach § 19 Absatz 1 bis 3, § 20 Absatz 1 und 2, 8 20a Absatz 1

bis 3, § 19 Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 3 Nummer 2, § 20 Absatz 1
und 2 und § 20a Absatz 1 bis 3, jeweils auch in Verbindung mit § 21, und
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nach 8§ 22a Absatz 1 bis 3 des Gesetzes Uber die Kontrolle von Kriegs-
waffen,

7. Straftaten nach § 51 Absatz 1 bis 3 und § 52 Absatz 1, 3, 5 und 6 des
Waffengesetzes,

8. Straftaten nach 8§ 310 Absatz 1 und 2 und § 328 Absatz 1 und 2,
9. die Androhung, eine in den Nummern 1 bis 8 bezeichnete Tat zu begehen,

wenn die Tat bestimmt ist, die Bevolkerung auf erhebliche Weise einzu-
schichtern, eine Behdrde oder eine internationale Organisation rechtswidrig
mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt zu nétigen oder die politischen,
verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen eines
Staates oder einer internationalen Organisation zu beseitigen oder erheblich
zu beeintrachtigen, und durch die Art ihrer Begehung oder ihre Auswirkungen
einen Staat oder eine internationale Organisation erheblich schadigen kann.*

c) Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,schwere staatsgefahrdende
Gewalttat” durch die Worter ,terroristische Straftat” ersetzt.

bb) In Nummer 1 wird das Wort ,Schusswaffen” durch das Wort ,Waffen“ und die
Angabe ,Absatz 1“ durch die Worter ,Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 8“ ersetzt.

cc) In Nummer 2 wird nach dem Wort ,verschafft* ein Komma und das Wort ,be-
fordert® eingefugt und nach den Wortern ,iberlasst oder“ die Worter ,oder zur
Entwicklung oder Herstellung von Atomwaffen, biologischen oder chemischen
Waffen nach den 88 19 und 20 des Gesetzes Uber die Kontrolle von Kriegs-
walffen forscht,“ eingefiigt.

dd) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.

ee) Die folgenden Nummern 4 und 5 werden angefugt:

»4. aus der Bundesrepublik Deutschland ausreist, um

a) eine terroristische Straftat oder eine in Nummer 1 genannte Hand-
lung zu begehen oder sich an einer solchen zu beteiligen, oder

b) sich an einer Vereinigung im Sinne des § 129a, auch in Verbindung
mit 8 129b, als Mitglied zu beteiligen oder um eine solche Vereini-
gung zu unterstitzen, oder

5. in die Bundesrepublik Deutschland einreist, um

a) eine terroristische Straftat oder eine in Nummer 1 genannten Hand-
lung zu begehen oder um sich an einer solchen zu beteiligen, oder

b) sich an einer Vereinigung im Sinne des § 129a, auch in Verbindung
mit § 129b, als Mitglied zu beteiligen oder um eine solche Vereini-
gung zu unterstitzen.*

d) Absatz 2a wird durch die folgenden Absétze 2a und 2b ersetzt:

»(2a)In den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 2 ist der
Versuch strafbar. Dies gilt nicht, wenn die terroristische Straftat, deren
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f)

9)

Vorbereitung versucht wird, ein Besitz nach den 88 51 und 52 des Waffengeset-
zes, ein Ausuben tatsachlicher Gewalt nach den 8§ 19 bis 20a oder 22a des Ge-
setzes Uber die Kontrolle von Kriegswaffen, ein Verwahren nach § 310 oder ein
Aufbewahren nach § 328 ist.

(2b) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
versucht, eine andere Person zur Begehung einer der in Absatz 1 bezeichneten
Straftaten anzustiften.”

Die Absatze 3 und 4 werden wie folgt gefasst:

»(3) Werden die in Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 und die in den Absat-
zen 2a, 2b und 8 beschriebenen Handlungen im Ausland begangen, so gilt deut-
sches Strafrecht unter den Voraussetzungen des 8 5 Nummer 3 Buchstabe d ent-
sprechend. AulR3erdem ist deutsches Strafrecht anwendbar, wenn die vorbereitete
oder angedrohte terroristische Straftat oder die terroristische Straftat, zu der die
Anstiftung versucht wird, im Inland oder durch oder gegen einen Deutschen be-
gangen werden soll.

(4) Werden die in Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 und die in den Absat-
zen 2a, 2b und 8 beschriebenen Handlungen aul3erhalb der Europaischen Union
begangen, bedarf die Verfolgung der Erméachtigung durch das Bundesministerium
der Justiz. Werden die in Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 und die in den Ab-
satzen 2a, 2b und 8 beschriebenen Handlungen in einem anderen Mitgliedstaat
der Europdaischen Union begangen, bedarf die Verfolgung der Erméachtigung durch
das Bundesministerium der Justiz, wenn die Tat weder durch einen Deutschen
begangen wurde noch die vorbereitete oder angedrohte terroristische Straftat oder
die terroristische Straftat, zu der die Anstiftung versucht wird, im Inland noch durch
oder gegen einen Deutschen begangen werden soll.”

In Absatz 7 werden jeweils die Worter ,schweren staatsgefahrdenden Gewalttat®
durch die Worter ,terroristischen Straftat” ersetzt.

Folgender Absatz 8 wird angeflgt:
»,(8) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu funf Jahren wird bestraft, wer

androht, eine terroristische Straftat zu begehen (Absatz 1 Satz 2 Nummer 9). Ab-
satz 7 gilt entsprechend.”

5. §89b wird wie folgt gedndert:

a)

b)

c)

In der Uberschrift werden die Worter ,schweren staatsgefahrdenden Gewalttat
durch die Worter ,terroristischen Straftat” ersetzt.

In Absatz 1 werden die Worter ,schweren staatsgefahrdenden Gewalttat durch
die Worter ,terroristischen Straftat” ersetzt.

In Absatz 4 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,und fir Verbrau-
cherschutz” gestrichen.

6. § 89c wird wie folgt geandert:

a)

Die Absétze 1 bis 4 werden wie folgt gefasst:

»(1) Wer Vermdgenswerte sammelt, entgegennimmt oder zur Verfigung stellt
mit dem Wissen oder in der Absicht, dass diese von einer anderen Person zur
Begehung einer terroristischen Straftat nach 8§ 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis
8 oder einer Straftat nach 8 89a Absatz 2 Nummer 2, 4 oder 5 verwendet werden
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sollen, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft.
Ebenso wird bestraft, wer Vermégenswerte sammelt, entgegennimmt oder zur
Verflgung stellt, um selbst eine terroristische Straftat nach § 89a Absatz 1 Satz 2
Nummer 1 bis 8 oder eine Straftat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2, 4 oder 5 zu
begehen.

(2) Wer Vermogenswerte sammelt, entgegennimmt oder zur Verfligung stellt
mit dem Wissen oder in der Absicht, dass diese von einer anderen Person dazu
verwendet werden sollen,

1. offentlich zu einer terroristischen Straftat (8 89a Absatz 1 Satz 2) aufzufordern
oder einen Inhalt (8 11 Absatz 3) anzupreisen oder einer anderen Person zu-
ganglich zu machen, der geeignet ist, als Anleitung zu einer terroristischen
Straftat zu dienen, wenn die Umstande seiner Verbreitung geeignet sind, die
Bereitschaft anderer zu fordern oder zu wecken, eine terroristische Straftat zu
begehen,

2. einen anderen zur Begehung einer terroristischen Straftat (§ 89a Absatz 1
Satz 2) zu bestimmen, zu dessen terroristischer Straftat zu leisten oder eine
Straftat nach § 89a Absatz 2b zu begehen,

3. eine Straftat nach 8 89a Absatz 2 Nummer 1 zu begehen,
4. zu einer Straftat nach § 89a Absatz 2 Nummer 4 oder 5 Hilfe zu leisten oder
5. eine Straftat nach § 89a Absatz 8 zu begehen,

wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu funf Jahren Freiheitsstrafe bestraft.
Ebenso wird bestraft, wer Vermdgenswerte sammelt, entgegennimmt oder zur
Verfligung stellt, um selbst eine Tat nach Satz 1 zu begehen.

(3) Werden die in Absatz 1, 2 oder 8 beschriebenen Handlungen im Ausland
begangen, so gilt deutsches Strafrecht unter den Voraussetzungen des 8 5 Num-
mer 3 Buchstabe d entsprechend. AuRerdem ist deutsches Strafrecht anwendbar,
wenn die finanzierte terroristische Straftat im Inland oder gegen einen Deutschen
begangen werden soll.

(4) Werden die in Absatz 1, 2 oder 8 beschriebenen Handlungen auf3erhalb
der Europdaischen Union begangen, bedarf die Verfolgung der Erméchtigung durch
das Bundesministerium der Justiz. Werden die in Absatz 1, 2 oder 8 beschriebe-
nen Handlungen in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union began-
gen, bedarf die Verfolgung der Erméachtigung durch das Bundesministerium der
Justiz, wenn die Tat weder durch einen Deutschen begangen wurde noch die fi-
nanzierte Straftat im Inland noch durch oder gegen einen Deutschen begangen
werden soll.*

In Absatz 5 werden nach dem Wort ,ist* die Worter ,in den Fallen des Absatzes 1°
und nach dem Wort ,Jahren“ ein Komma und die Worter ,in den Fallen des Absat-
zes 2 auf Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder auf Geldstrafe* eingeflgt.

Folgender Absatz 8 wird angeflgt:

»(8) In den Fallen der Abséatze 1 und 2 Nummer 1 bis 4 ist der Versuch straf-
bar. Dies gilt nicht, wenn die terroristische Straftat, die finanziert wird oder auf die
sich eine Handlung nach Absatz 2 bezieht, ein Besitz nach den 88 51 und 52 des
Waffengesetzes, ein Ausiben tatsachlicher Gewalt nach den 88 19 bis 20a oder
22a des Gesetzes Uber die Kontrolle von Kriegswaffen, ein Verwahren nach § 310
oder ein Aufbewahren nach § 328 ist.”
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7.

10.

11.

§ 91 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In der Uberschrift werden die Worter ,schweren staatsgefahrdenden Gewalttat"
durch die Worter ,terroristischen Straftat” ersetzt.

Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) In Nummer 1 werden die Worter ,schweren staatsgefahrdenden Gewalttat"
durch die Worter ,terroristischen Straftat” und die Woérter ,schwere staatsge-

fahrdende Gewalttat durch die Worter ,terroristische Straftat ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden die Worter ,schwere staatsgefahrdende Gewalttat*
durch die Worter ,terroristische Straftat” ersetzt.

Absatz 3 wird durch die folgenden Abséatze 3 und 4 ersetzt:
»(3) Inden Fallen des Absatzes 1 Nummer 1 ist der Versuch strafbar.

(4) Istdie Schuld gering, so kann das Gericht von einer Bestrafung nach die-
ser Vorschrift absehen.”

§ 129a wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 2 wird wie folgt geéndert:
aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
»,1. eine Kdrperverletzung nach § 224 oder eine Kdrperverletzung, die einem
anderen Menschen schwere korperliche oder seelische Schaden, insbe-
sondere der in § 226 bezeichneten Art, zufiigt, zu begehen,*.

bb) In Nummer 4 wird das Wort ,oder‘ am Ende durch ein Komma ersetzt.

cc) In Nummer 5 werden nach der Angabe ,3“ die Worter ,oder § 52 Absatz 1, 3,
5 oder 6“ eingefiigt und wird das Wort ,oder” angefugt.

dd) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 eingefligt:
,0. Straftaten nach § 310 Absatz 1 oder 2 oder § 328 Absatz 1 oder 2“.

ee) In dem Satzteil nach Nummer 6 wird die Angabe ,1 bis 5“ durch die Angabe
»1 bis 6“ ersetzt.

Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefiigt:

,In den Fallen des Satzes 1 ist der Versuch strafbar.”

In § 129b Absatz 1 Satz 3 werden die Woérter ,und fir Verbraucherschutz* gestrichen.

In 8 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,8 89a“ durch die Worter ,§ 89a
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 oder Absatz 2a“ ersetzt.

In 8 310 Absatz 1 werden in dem Satzteil nach Nummer 4 nach dem Wort ,verschafft*
ein Komma und das Wort ,beférdert* eingefiigt.
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Artikel 2

Folgeadnderungen

(1) Das VIS-Zugangsgesetzes vom 6. Mai 2009 (BGBI. | S. 1034; 20131 S. 3212), das

zuletzt durch Artikel 34 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) ge&andert wor-
den ist, wird wie folgt geandert:

1.

2.

In 8 3 Nummer 2 wird die Zahl 5 durch die Angabe ,6“ ersetzt.

In 8 3 Nummer 4 werden die Worter ,Artikel 3 des Rahmenbeschlusses 2002/475/J1
des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbekdmpfung (ABI. EG Nr. L 164 S. 3),
der zuletzt durch Artikel 1 Nummer 1 des Rahmenbeschlusses 2008/919/J1 (ABI. L 330
vom 9.12.2008, S. 21) geandert worden ist“ durch die Worter ,Artikel 12 der Richtlinie
2017/541 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 15. Mérz 2017 zur Terro-
rismusbekampfung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/475/J1 des Ra-
tes und zur Anderung des Beschlusses 2005/671/J1 des Rates (ABl. L 88 vom
31.3.2017, S. 6)“ ersetzt.

(2) &4 Absatz 1 des Fluggastdatengesetzes vom 6. Juni 2017 (BGBI. | S. 1484), das

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. Juni 2017 (BGBI. | S. 1484) geandert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1.

2.

In Nummer 2 wird die Zahl ,5“ durch die Angabe ,6“ ersetzt.

In Nummer 5 werden die Wéorter ,Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenbeschlusses
2002/475/J1 des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbekampfung (ABI. L 164 vom
22.6.2002, S. 3), der zuletzt durch Artikel1 Nummer 1 des Rahmenbeschlusses
2008/919/JI (ABI. L 330 vom 9.12.2008, S. 21) geandert worden ist,” durch die Worter
LArtikel 12 der Richtlinie 2017/541 des Europdaischen Parlaments und des Rates vom
15. Marz 2017 zur Terrorismusbekampfung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlus-
ses 2002/475/J1 des Rates und zur Anderung des Beschlusses 2005/671/J1 des Rates
(ABI. L 88 vom 31.03.2017, S. 6)“ ersetzt.

(3) Das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar

2008 (BGBI. | S. 162), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 390) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In 8 27 Absatz 3a Nummer 1 werden die Worter ,schwere staatsgefahrdende Gewalt-
tat“ durch die Worter ,terroristische Straftat” ersetzt.

In § 54 Absatz 1 Nummer 2 werden die Woarter ,schwere staatsgefahrdende Gewalttat"
durch die Worter ,terroristische Straftat” ersetzt.

(4) Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987

(BGBI. 1 S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBI.
2023 | Nr. 203) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

8 100a Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Buchstabe a werden die Wérter ,87 bis 89a, 89c Absatz 1 bis 4,“ durch die Woér-
ter ,87 bis 89, 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite Alternative und
Nummer 3 jeweils in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1, 2, 3 und 4 Buchstabe a,
Absatz 2a in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite Alterna-
tive und Nummer 3 jeweils in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a,
Absatz 3 und 4, § 89c Absatz 1, 3 und 4 mit Ausnahme der Finanzierung von
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Handlungen nach § 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 9, Absatz 2 Nummer 2, 4 Buch-
stabe b und Nummer 5, §§“ ersetzt.

b) In Buchstabe d wird die Angabe ,§§ 129 bis 130“ durch die Wérter ,§§ 129, 129a
Absatz 1, 2 Nummer 1 zweite Alternative, Nummer 2 bis 4 und 5 erste Alternative,
Absatz 3, 4 und 5 Satz 1 und 2, Absatz 6 bis 9, 88 129b und 130 ersetzt.

2. 8100b Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt geandert:

a) In Buchstabe a werden die Woérter ,89a, 89c Absatz 1 bis 4“ durch die Warter ,89a
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite Alternative und Nummer 3 jeweils in
Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1, 2, 3 und 4 Buchstabe a, Absatz 3 und 4, Ab-
satz 2a in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite Alternative
und Nummer 3 jeweils in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a, Ab-
satz 3 und 4, 8 89c Absatz 1, 3 und 4 mit Ausnahme der Finanzierung von Hand-
lungen nach § 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 9, Absatz 2 Nummer 2, 4 Buchstabe
b und Nummer 5 ersetzt.

b) In Buchstabe ¢ werden die Worter ,§ 129a Absatz 1, 2, 4, 5 Satz 1 erste Alterna-
tive* durch die Worter ,§ 129a Absatz 1, 2 Nummer 1 zweite Alternative, Num-
mer 2 bis 4 und 5 erste Alternative, Absatz 4 und 5 Satz 1 in den Fallen der Unter-
stutzung einer in Absatz 1 bezeichneten Vereinigung“ ersetzt.

3. In§ 103 Absatz 1 Satz 2 werden die Woarter ,§ 89a oder 8§ 89c Absatz 1 bis 4 des Straf-
gesetzbuchs oder nach § 129a, auch in Verbindung mit § 129b Abs. 1, des Strafge-
setzbuches” durch die Worter ,8 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite Al-
ternative und Nummer 3 jeweils in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1, 2, 3 und 4
Buchstabe a, Absatz 3 und 4, Absatz 2a in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 Nummer 1
erste und zweite Alternative und Nummer 3 jeweils in Verbindung mit Absatz 2 Num-
mer 4 Buchstabe a, Absatz 3 und 4, § 89c Absatz 1, 3 und 4 mit Ausnahme der Finan-
zierung von Handlungen nach § 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 9, Absatz 2 Nummer 2,
4 Buchstabe b und Nummer 5 oder nach § 129a Absatz 1, 2 Nummer 1 zweite Alter-
native, Nummer 2 bis 4 und 5 erste Alternative, Absatz 3, 4 und 5 Satz 1 und 2, Ab-
satz 6 bis 9, auch in Verbindung mit 8 129b Absatz 1, des Strafgesetzbuches” ersetzt.

4. In 8111 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,§ 89a oder § 89c Absatz 1 bis 4 des Straf-
gesetzbuchs oder nach § 129a“ durch die Worter ,8 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1
erste und zweite Alternative und Nummer 3 jeweils in Verbindung mit Absatz 2 Num-
mer 1, 2, 3 und 4 Buchstabe a, Absatz 3 und 4, Absatz 2a in Verbindung mit Absatz 1
Satz 2 Nummer 1 erste und zweite Alternative und Nummer 3 jeweils in Verbindung mit
Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a, Absatz 3 und 4, 8 89c Absatz 1, 3 und 4 mit Aus-
nahme der Finanzierung von Handlungen nach 8§ 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 9, Ab-
satz 2 Nummer 2, 4 Buchstabe b und Nummer 5% ersetzt.

5. In 8112 Absatz 3 wird die Angabe ,8 129a Abs. 1 oder Abs. 2“ durch die Worter
,8 129a Absatz 1 und 2 Nummer 1 zweite Alternative, Nummer 2 bis 4 und 5 erste Al-
ternative“ ersetzt.

6. In§112a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 werden die Worter ,den 88 89a, 89c Absatz 1 bis
4* durch die Worter ,8 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite Alternative und
Nummer 3 jeweils in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1, 2, 3 und 4 Buchstabe a, Ab-
satz 3 und 4, Absatz 2a in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite
Alternative und Nummer 3 jeweils in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a,
Absatz 3 und 4, § 89c Absatz 1, 3 und 4 mit Ausnahme der Finanzierung von Handlun-
gen nach § 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 9, Absatz 2 Nummer 2, 4 Buchstabe b und
5% ersetzt.
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7. In 8 443 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die Worter ,8 89a oder § 89c Absatz 1 bis
4, den 88 94 oder 96 Abs. 1, den 8§ 97a oder 100, den 8§ 129 oder 129a“ durch die
Worter ,,§ 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite Alternative und Nummer 3
jeweils in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1, 2, 3 und 4 Buchstabe a, Absatz 3 und
4, Absatz 2a in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite Alternative
und Nummer 3 jeweils in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a, Absatz 3
und 4, § 89c Absatz 1, 3 und 4 mit Ausnahme der Finanzierung von Handlungen nach
8 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 9, Absatz 2 Nummer 2, 4 Buchstabe b und Nummer 5,
den 88 94 oder 96 Absatz 1, den 88 97a oder 100, den 88 129 oder 129a Absatz 1, 2
Nummer 1 zweite Alternative, Nummer 2 bis 4 und 5 erste Alternative“ ersetzt.

(5) In §12a Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b des Zollverwaltungsgesetzes
vom 21. Dezember 1992 (BGBI. | S. 2125; 1993 | S. 2493), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 6 des Gesetzes vom 5. Juli 2021 (BGBI. | S. 2274) geandert worden ist, wird die An-
gabe ,8 89a Absatz 2a,” gestrichen.

(6) In 8 123 Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBI. | S. 1750, 3245), das zuletzt
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 405) geandert
worden ist, werden die Worter ,oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller
Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet
werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Straf-
gesetzbuchs zu begehen” gestrichen.

Artikel 3

Einschrankung von Grundrechten

Das Grundrecht des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 Absatz 1 des
Grundgesetzes) wird durch Artikel 2 Absatz 4 Nummer 1 dieses Gesetzes eingeschrankt.
Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgeset-
zes) wird durch Artikel 2 Absatz 4 Nummer 2 und 3 dieses Gesetzes eingeschrankt. Das
Grundrecht auf Freizlgigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes) wird durch Artikel 1
Nummer 4 Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe ee dieses Gesetzes eingeschrankt.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird die Richtlinie (EU) 2017/541 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 15. Marz 2017 zur Terrorismusbekampfung und zur Erset-
zung des Rahmenbeschlusses 2002/475/J1 des Rates und zur Anderung des Beschlusses
2005/671/J1 des Rates (im Folgenden: Richtlinie Terrorismusbekampfung) in deutsches
Recht umgesetzt. Mit der Richtlinie Terrorismusbekampfung wurde auf den sich rasch wan-
delnden Charakter terroristischer Bedrohungen reagiert. Hintergrund waren zum einen die
virulenten Gefahren, die von die von auslandischen terroristischen Kdmpfern (,Foreign Ter-
rorist Fighters®) ausgingen. Zum anderen sollte auf die zunehmende Gefahr reagiert wer-
den, die von Einzeltatern ausging, die sich von auslandischen terroristischen Vereinigungen
inspirieren oder anweisen lassen, aber selbst von Europa aus agieren.

Die Richtlinie Terrorismusbek&dmpfung wurde am 31. Mérz 2017 im EU-Amtsblatt veroffent-
licht und ist am 20. April 2017 in Kraft getreten.

Eine Kernregelung der Richtlinie Terrorismusbek&mpfung (Artikel 3) ist die Definition von
Straftaten, die als terroristisch einzuordnen sind, wenn sie mit einer terroristischen Zielset-
zung begangen werden, namentlich dem Ziel, die Bevdlkerung auf schwerwiegende Weise
einzuschuchtern, 6ffentliche Stellen oder eine internationale Organisation rechtswidrig zu
einem Tun oder Unterlassen zu zwingen oder die politischen, verfassungsrechtlichen, wirt-
schaftlichen oder sozialen Grundstrukturen eines Landes oder einer internationalen Orga-
nisation ernsthaft zu destabilisieren oder zu zerstoren.

Auf die spezifische Gefahr, die von auslandischen terroristischen Kadmpfern (,Foreign Ter-
rorist Fighters®) ausging und ausgeht, reagiert die Richtlinie mit einer Regelung (Artikel 9),
die sowohl das Reisen in Risikogebiete in terroristischer Absicht als auch die Riickreise aus
diesen Risikogebieten als strafbare Handlung einstuft.

Ein weiterer elementarer Bestandteil der Richtlinie sind die Vorschriften zur Terrorismusfi-
nanzierung (Artikel 11). Hiernach soll die Finanzierung der in der Richtlinie Terrorismusbe-
kampfung genannten strafbaren terroristischen Handlungen umfassend unter Strafe ge-
stellt werden.

Die Richtlinie Terrorismusbekampfung war bis zum 8. September 2018 in nationales Recht
umzusetzen.

Das Terrorismusstrafrecht hat in Deutschland eine jahrzehntelange Entwicklung erfahren.
Pragend fur die nunmehr gewachsene Struktur waren hierbei insbesondere die Aktivitaten
der linksextremistischen terroristischen Vereinigung ,Rote-Armee-Fraktion“ (RAF) in den
1970er Jahren. Um diese Aktivitdten angemessen verfolgen zu kénnen, wurde 1976 die
Kernvorschrift des deutschen Terrorismus, 8§ 129a des Strafgesetzbuches (StGB), einge-
fuhrt. Die Norm stellte und stellt Aktivitaten im Zusammenhang mit terroristischen Organi-
sationen umfangreich unter Strafe. Infolge der Ph&nomenologie terroristischer Handlungen,
die haufig im Zusammenhang mit terroristischen Vereinigungen begangen werden und ge-
rade dann ihre besondere Gefahrlichkeit entfalten, erfasst 8§ 129a StGB einen mafl3gebli-
chen Teil des strafrechtlich verfolgbaren Terrorismus. Der ganz Uberwiegende Teil der Ta-
ten mit Terrorismusbezug wird daher in Deutschland unverandert tber den Tatbestand des
§ 129a StGB verfolgt.
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Gleichwohl wurde das Terrorismusstrafrecht in den folgenden Jahrzehnten immer vor dem
Hintergrund neuer und geadnderter Gefahrdungslagen neu justiert. Im Nachgang zu den
Anschlagen am 11. September 2001 in New York und Washington wurde § 129b StGB
eingefuihrt. Die Norm stellt sicher, dass in Deutschland auch die Unterstiitzung auslandi-
scher terroristischer Vereinigungen bestraft werden kann, wenn sie keine (Teil-)Organisa-
tion in Deutschland unterhalten.

Die Umsetzung des Rahmenbeschlusses Terrorismusbekéampfung 2002/475/J1 durch
Deutschland erfolgte mafRgeblich tGber eine Anpassung des Straftatenkatalogs der 88 129a,
129b StGB (BGBI. | S. 3322).

Des Weiteren hat das Terrorismusstrafrecht Anpassungen im Hinblick auf terroristische
Einzeltater erfahren. Die Tatbestande der 88 89a, 89b und 89c StGB wurden im Jahr 2009
(88 89a, 89b StGB) und 2015 (& 89c StGB) zur Erganzung des § 129a StGB eingefiihrt. Sie
stellen Vorbereitungshandlungen von Personen unter Strafe, die keinen Bezug zu einer
terroristischen Vereinigung aufweisen. § 89a StGB wurde 2015 um die Variante des Ver-
suchs des Reisens in terroristischer Absicht erganzt.

Deutschland ist mit diesen Regelungen im Bereich der Terrorismusbek&dmpfung gut aufge-
stellt. Die Européaische Union hat gleichwohl mit ihrer begriindeten Stellungnahme vom 19.
April 2023 Defizite in der Umsetzung der Richtlinie Terrorismusbekampfung gerigt. Zudem
hat sie mit Mahnschreiben vom 14. Juli 2023 erstmals Defizite in der Umsetzung im Hinblick
auf die Versuchsstrafbarkeit gertigt. Mit dem Gesetzentwurf wird auf diese Riigen — soweit
sie nachvollziehbar erscheinen — unter Wahrung der deutschen Strafrechtssystematik rea-
giert.

Dieser Entwurf steht im Kontext der gefahrdeten rechtzeitigen Erreichung der Ziele der Re-
solution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 25. September 2015 , Trans-
formation unserer Welt: die UN-Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung® und soll zur Er-
reichung der Zielvorgaben des Nachhaltigkeitsziels 16 der UN-Agenda 2030 beitragen, die
Bekampfung von Terrorismus und Kriminalitat auf allen Ebenen zu unterstitzen und die
gewaltbedingte Sterblichkeit Gberall deutlich zu verringern.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
Die vorgeschlagenen Anderungen des Strafgesetzbuches verfolgen drei Ziele:

1. In § 89a StGB werden die Vorgaben des Artikels 3 der Richtlinie Terrorismusbekampfung
umgesetzt. Artikel 3 der Richtlinie Terrorismusbekampfung legt fest, worum es sich bei ei-
ner terroristischen Straftat handelt. Auch bisher schon fand sich in § 89a Absatz 1 StGB
eine Aufzahlung, was unter einer ,schweren staatsgefahrdenden Gewalttat” zu verstehen
ist. Diese Formulierung wird nun an die Terminologie des Artikels 3 der Richtlinie Terroris-
musbekampfung angepasst. Zudem wird der Straftatenkatalog erweitert, um alle in Artikel 3
der Richtlinie Terrorismusbek&mpfung genannten Straftaten abzudecken.

Artikel 9 der Richtlinie Terrorismusbekampfung regelt, dass auch die Einreise in einen Mit-
gliedstaat fur terroristische Zwecke unter Strafe gestellt wird. § 89a Absatz 2 StGB wird
daher um den Tatbestand der Einreise als Straftat im Zusammenhang mit terroristischen
Aktivitdten erganzt.

In Artikel 6 der Richtlinie Terrorismusbekampfung ist die Anwerbung fur terroristische Zwe-
cke erfasst. Dieser Artikel wird durch die Einfliihrung eines Tatbestandes der versuchten
Anstiftung zu einer terroristischen Straftat in § 89a Absatz 2b StGB umgesetzt. Damit wird
der Versuch der Anstiftung von den Voraussetzungen des 8§ 30 StGB losgeldst und insbe-
sondere auch ponalisiert, wenn es sich nicht um ein Verbrechen (8 12 Absatz 1 StGB) han-
delt.
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Schliel3lich verlangt Artikel 14 Absatz 3 der Richtlinie Terrorismusbek&ampfung eine Ver-
suchsstrafbarkeit terroristischer Straftaten. Da bisher nicht fur alle terroristischen Straftaten
eine Versuchsstrafbarkeit vorgesehen war, weil es sich nicht in allen Fallen um Verbrechen
handelt (§ 23 Absatz 1, § 12 Absatz 1 StGB), wird diese nunmehr in § 89a Absatz 2a StGB
normiert.

2. In 8 89c StGB werden die Vorgaben des Artikels 11 der Richtlinie Terrorismusbekamp-
fung umgesetzt. Artikel 11 der Richtlinie Terrorismusbekampfung regelt die Anforderungen
an die Strafbarkeit wegen Terrorismusfinanzierung in den Mitgliedstaaten sehr umfassend.
Demnach ist auch die Finanzierung von gewissen Handlungen im Vorfeld einer terroristi-
schen Straftat unter Strafe zu stellen. Diese Verhaltensweisen waren bisher im deutschen
Strafrecht vor allem Utber die Beihilfestrafbarkeit erfasst. Die Beihilfestrafbarkeit setzt auf-
grund des Akzessorietatserfordernisses aber eine vorsatzliche, rechtswidrige Haupttat vo-
raus. Mit der Aufnahme von Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitaten im
neu eingefugten § 89c Absatz 2 StGB wird daher eine eigenstandige Strafbarkeit fur diese
Félle geschaffen.

In § 89c Absatz 1 StGB werden durch die Bezugnahme auf die terroristischen Straftaten in
§ 89a StGB die Formulierungen harmonisiert, damit wird den Anforderungen des Artikels 3
der Richtlinie Terrorismusbekampfung Rechnung getragen. Damit ist nun die Finanzierung
samtlicher terroristischer Straftaten im Sinne des Artikels 3 der Richtlinie Terrorismusbe-
kampfung unter Strafe gestellt.

Im neu eingefligten § 89c Absatz 8 wird der Versuch der Terrorismusfinanzierung unter
Strafe gestellt. Dies dient der Umsetzung des Artikels 14 Absatz 3 der Richtlinie Terroris-
musbekampfung, der eine Versuchsstrafbarkeit auch fur die Terrorismusfinanzierung vor-
sieht.

3. Durch die Anderungen in den 88 5 Nummer 3, 89a Absatz 3 und 89c Absatz 3 sollen die
Vorgaben in Artikel 19 der Richtlinie Terrorismusbekéampfung zum Strafanwendungsrecht
umgesetzt werden.

. Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die vorgesehenen Anderungen folgt aus Ar-
tikel 74 Absatz 1 Nummer 1 (Strafrecht) des Grundgesetzes (GG).

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen Vertragen,
die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. Er dient der Umsetzung
der Richtlinie (EU) 2017/541 des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 15. Marz
2017 zur Terrorismusbekampfung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/475/J1
des Rates und zur Anderung des Beschlusses 2005/671/JI des Rates (im Folgenden: Richt-
linie Terrorismusbekampfung).
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VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die vorgesehenen Anderungen werden nicht zu einer Rechts- oder Verwaltungsvereinfa-
chung fuhren.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der
Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen dient.

Indem der Entwurf Anderungen im Bereich des Terrorismusstrafrechts vorsieht, leistet er
einen Beitrag zur Verwirklichung von Nachhaltigkeitsziel 16 ,Friedliche und inklusive Ge-
sellschaften fiir eine nachhaltige Entwicklung férdern, allen Menschen Zugang zur Justiz zu
gewahrleisten sowie leistungsfahige, rechenschaftspflichtige und transparente Institutionen
auf allen Ebenen aufzubauen®.

Dieses Nachhaltigkeitsziel verlangt mit seinen Zielvorgaben 16.1 und 16.a, alle Formen der
Gewalt und die gewaltbedingte Sterblichkeit Giberall deutlich zu verringern und durch inter-
nationale Zusammenarbeit beim Kapazitatsaufbau auf allen Ebenen die Verhiitung von Ge-
walt und die Bekampfung von Terrorismus und Kriminalitdt zu unterstiitzen. Der Entwurf
fordert die Erreichung dieser Zielvorgaben, indem er insbesondere den Katalog terroristi-
scher Straftaten im deutschen Strafrecht erweitert, um alle in der EU-Richtlinie Terrorismus-
bekdmpfung genannten Straftaten abzudecken, die darauf abzielen, die Bevdlkerung auf
schwerwiegende Weise einzuschiichtern, éffentliche Stellen oder internationale Organisa-
tionen rechtswidrig zu einem Tun oder Unterlassen zu zwingen und die politischen, verfas-
sungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen eines Landes oder einer
internationalen Organisation erheblich zu destabilisieren oder zu zerstéren.

Der Entwurf folgt damit den Prinzipien der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ,,(1.) Nach-
haltige Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Entschei-
dungen anwenden“ sowie ,(2.) Global Verantwortung wahrnehmen® und ,,(5.) Sozialen Zu-
sammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern®.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Durch die vorliegenden Rechtsanderungen wird der Straftatenkatalog der 88 89a, 89c¢ und
129a StGB ausgeweitet. Dies hat eine Zunahme an Priif- und Ermittlungsverfahren beim
GBA, bei den zustandigen Lander-Staatsanwaltschaften und zusétzliche Verfahren vor den
Gerichten zufolge. Daneben fallen Vollstreckungskosten an.

Das Gesetzesvorhaben kann zu Mehrbedarf an Personalmitteln fir den Generalbundesan-
walt beim Bundesgerichtshof (GBA), der nach 8 120 Absatz 1 Nummer 6 und 8 142a Ab-
satz 1 Satz 1 GVG bzw. 88 120 Absatz 2 Nummer 1, 74a Absatz 2, 142a Absatz 1 GVG fur
die Verfolgung von Straftaten im Terrorismusbereich zustandig ist, Einzelplan 07, in H6he
von ungefahr 300 000 Euro pro Jahr fihren. Es wird geschatzt, dass die Umsetzung des
Gesetzesvorhabens zu einem Anstieg von funf Prozent der Ermittlungsverfahren im Bereich
Terrorismus fiihrt, was durch einen Stellenzuwachs zu kompensieren ware.

Ein Anstieg von funf Prozent der Ermittlungsverfahren zieht in absoluten Zahlen bis zu circa
36,5 mehr Ermittlungsverfahren im Jahr nach sich. Dabei wird, sollte es tatsachlich zu ei-
nem Anstieg kommen, mit einem Stellenbedarf von bis zu je einem Staatsanwalt beim BGH
(Besoldungsgruppe R2) und einem Oberstaatsanwalt beim BGH (Besoldungsgruppe R3)
gerechnet, was Personalkosten in Hohe von circa 300 000 Euro verursachen wirde.
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Der Erstattungsanspruch der La&nder gegen den Bund in Verfahren, die der GBA aufgrund
der Gesetzesvorgaben kinftig zusatzlich fihren kénnte, wird auf etwa 530 000 Euro ge-
schatzt. Dieser ergibt sich daraus, dass von den geschéatzten 36,5 mehr Ermittlungsverfah-
ren circa ein Verfahren mehr angeklagt werden koénnte. Der durchschnittliche Erstattungs-
anspruch der Lander gegen den Bund betragt etwa 530 000 Euro pro Verfahren.

Der voraussichtliche Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellen-
mafig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden. Uber Einzelheiten zur Deckung des Mehr-
bedarfs wird im Rahmen kommender Haushaltsaufstellungsverfahren zu entscheiden sein.

Bei den Landern kann es zu einem Mehrbedarf an Personalmitteln von bis zu 36 000 Euro
pro Jahr kommen. Es muss damit gerechnet werden, dass es auch in den Verfahren, in
denen die Staatsanwaltschaften der Lander ermitteln, zu einem Anstieg von funf Prozent
der Ermittlungsverfahren im Terrorismusbereich kommen kann. Dies entspricht einer Zu-
nahme um rund 20 Ermittlungsverfahren, die von den Staatsanwaltschaften zu bearbeiten
waren. Hierflr sind 0,5 Stellen mit einer Wertigkeit von R1 erforderlich. Dies entspricht Per-
sonalmitteln in H6he von 36 000 Euro.

Hinsichtlich der Kosten von Richterinnen und Richtern sowie Rechtspflegerinnen und
Rechtspflegern wird ebenfalls ein Anstieg der Verfahren an den Landesgerichten von funf
Prozent (= 2) angenommen. Hierfr fallt kein zusatzlicher Stellenbedarf an.

Durch die Erweiterung der bestehenden Strafvorschriften kénnten bei den Landern Mehr-
ausgaben in H6he von 67 000 Euro anfallen. Diese Kosten kénnten durch den Anstieg der
Verurteilungen im Bereich der erweiterten Strafvorschriften um bis zu circa ein Prozent und
den damit verbundenen Strafvollzugskosten entstehen.

4. Erfullungsaufwand
Fur die Burgerinnen und Blrger und die Wirtschaft entsteht kein Erflllungsaufwand.

Durch die Erweiterung der bestehenden Strafvorschriften kénnten bei den Landern ein zu-
satzlicher jahrlicher Erfullungsaufwand in Hohe von etwa 67 000 Euro anfallen. Diese Kos-
ten kénnten durch den Anstieg der Verurteilungen im Bereich der erweiterten Strafvorschrif-
ten um bis zu circa ein Prozent und den damit verbundenen Strafvollzugskosten entstehen.

Der Regelungsentwurf sieht verschiedene Anderungen an den 88 89a, 89c, 129a StGB vor.
Unter anderem aufgrund von Anderungen der Versuchsstrafbarkeit kann es zu ca. finf Pro-
zent mehr Ermittlungsverfahren kommen. In der Folge wird angenommen, dass die Anzahl
der Verurteilungen nach 88 89a, 89c, 129a StGB um ein Prozent steigt und somit Erful-
lungsaufwand im Strafvollzug auf Landesebene anféllt. Dieser betragt rund 67 000 Euro.

Anhand der Anzahl der Freiheitsstrafen und der Haftdauer aus der Strafverfolgungsstatistik
(Fachserie 10, Reihe 3) wurde die mittlere Anzahl der durchschnittlichen Hafttage pro Per-
son in den Jahren 2017 bis 2021 fir die 88 89a, 89c und 129a StGB ermittelt. Diese liegt
Im Fall von § 89a StGB bei 1 175 Tagen pro Person. Bei durchschnittlich rund sechs jahrlich
Verurteilten in den Jahren 2017 bis 2021 ergabe ein Anstieg um ein Prozent eine Zunahme
von rund 70,5 zuséatzlichen Hafttagen.

Die Anzahl der zu Haftstrafen Verurteilten liegt im Falle von § 129a StGB etwas hdher und
betrug, (einschliellich der Verurteilungen aufgrund der Bildung einer terroristischen Verei-
nigung im Ausland nach § 129b StGB in Verbindung mit 8129a StGB) jahrlich rund 25 Per-
sonen, welche durchschnittlich jeweils 1 168 Tage in Haft verbrachten. Bei einem Zuwachs
von rund ein Prozent waren dies etwa 292 zusatzliche Hafttage.

Fur 8 89c StGB weist die Strafverfolgungsstatistik fir das Jahr 2021 lediglich eine Verur-
teilung aus und fir die vorherigen vier Jahre keine. Folglich wird hier auch keine Zunahme
der Gerichtsverfahren angenommen.
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Im Jahr 2021 fielen fiir einen Hafttag Verwaltungskosten in Héhe von 183,66 Euro an. Mul-
tipliziert mit der Anzahl der 362,5 zusatzlichen Hafttage entsteht folglich ein Erflllungsauf-
wand von rund 67 000 Euro.

5. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

Bei den Landern kann es im justiziellen Kernbereich zu weiteren Kosten in H6he von rund
10 000 Euro pro Jahr kommen.

Durch die vorliegenden Rechtsanderungen wird der Straftatenkatalog der 88 89a, 89c und
129a StGB ausgeweitet. Dies hat eine Zunahme an Ermittlungsverfahren bei den zustandi-
gen Staatsanwaltschaften und zusétzliche Verfahren vor Gericht zufolge.

Die Anzahl der bei der Staatsanwaltschaft zu bearbeitenden Ermittlungsvorgéange in Zu-
sammenhang mit Straftaten nach 88 89a, 89c, 129a StGB kann sich um ca. finf Prozent
erhdhen. Laut der Statistik der Rechtspflege des Statistischen Bundesamts (Fachserie 10,
Reihe 2.6) wurden in den Jahren 2018 bis 2022 jahrlich im Schnitt ca. 43 400 Ermittlungs-
verfahren in Staatsschutzsachen erledigt. Die Anzahl der hierin enthaltenen Ermittlungsver-
fahren aufgrund von Straftaten nach 88 89a, 89c, 129a StGB ist nicht bekannt und kann
nur grob geschatzt werden.

Anhand der Statistik der Strafverfolgung (Fachserie 10, Reihe 3) kann ermittelt werden,
dass ca. ein Prozent der Abgeurteilten in Staatsschutzsachen aufgrund von Straftaten nach
den 88 89a, 89c, 129a StGB vor Gericht standen. Bei Ubertragung dieses Verhaltnisses
auf die Anzahl der jahrlich von der Staatsanwaltschaft erledigten Ermittlungsverfahren in
Staatsschutzsachen, ergeben sich jahrlich rund 400 Ermittlungsverfahren in Zusammen-
hang mit den 8§ 89a, 89c, 129a StGB. Eine Zunahme der Ermittlungsverfahren um ca. funf
Prozent wiirde einen Anstieg von rund 20 zusatzlichen Verfahren im Jahr bedeuten, die von
den Staatsanwaltschaften zu bearbeiten waren.

Gemall dem Personalbedarfsberechnungssystem der Justiz (PEBB8Y) kann fir Ermitt-
lungsverfahren im Bereich der Staatsschutzdelikte eine durchschnittliche Bearbeitungszeit
von rund 190 Minuten (Produkt Nr. SS 110) und fur verfahrensbezogene Prifungen und
Anleitungen eine durchschnittliche Bearbeitungszeit von rund drei Minuten (SS 280) ange-
nommen werden, insgesamt also 193 Minuten je zusatzliches Verfahren. Nimmt man ferner
den Lohnsatz des héheren Dienstes der Lander in Hohe von 65,20 Euro pro Stunden (Lohn-
kostentabelle, Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfullungsaufwands: S. 69), so
ergeben sich zusatzliche jahrliche Kosten fur die Justizbehdrden der Lander in Hohe von
rund 4 000 Euro.

Zur Berechnung der Kosten von Richterinnen und Richtern sowie Rechtspflegerinnen und
Rechtspflegern wird sich an den Zahlen der Strafverfolgungsstatistik orientiert. Laut dieser
kam es in den Jahren 2017-2021 jahrlich zu rund 40 Aburteilungen nach den 88 89a, 89c
und 129a StGB. In Ubereinstimmung mit der Schatzung des Erfillungsaufwands wird ein
Anstieg der Verfahren von einem Prozent (= 0,4) angenommen. Fir Staatsschutzsachen
wird im PEBBS8Y, im Fall von Richterinnen und Richtern sowie Rechtspflegerinnen und
Rechtspflegern, keine Basiszahl ausgewiesen, sondern auf die landesspezifische Festle-
gung verwiesen. Fur Richterinnen und Richter wurde der Basiswert des Landes Thiringen
fir Staatsschutzsachen von 12 524 Minuten verwendet (RO 080). Da fiir Rechtspflegerin-
nen und Rechtspfleger keine Landeswerte ermittelt werden konnten, wurde hier die Basis-
zahl fur ,Vollstreckung von Freiheitsstrafe und freiheitsentziehenden Mal3regeln der Besse-
rung und Sicherung ohne Bewahrung® in Hohe von 581 Minuten (GS 030) verwendet. Fur
die Richterinnen und Richter wurde der Lohnsatz des héheren Dienstes der Lander in Hohe
von 65,20 Euro pro Stunde und fir die Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger der Lohnsatz
des hdheren Dienstes der Lander in Hohe von 65,20 Euro pro Stunde verwendet (Leitfaden
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zur Ermittlung und Darstellung des Erfillungsaufwands: S. 69). Daraus ergeben sich fr
Richterinnen und Richter zuséatzliche Kosten von rund 5 500 Euro und fiir Rechtspflegerin-
nen und Rechtspfleger von rund 300 Euro.

Somit entstehen insgesamt zusatzliche jahrliche Kosten im justiziellen Kernbereich von
rund 10 000 Euro (=4 000+5 500+300).

6. Weitere Gesetzesfolgen

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind ebenso wenig ersichtlich wie
verbraucherpolitische oder demografische Auswirkungen.

VII. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung der Regelung kommt nicht in Betracht. Eine Evaluierung ist derzeit nicht
vorgesehen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Strafgesetzbuches)

Zu Nummer 1(Inhaltstbersicht)

Die Anderung der Inhaltsiibersicht ist infolge der inhaltlichen Anderungen der §8 89a, 89b
und 91 StGB erforderlich.

Zu Nummer 2 (8 5 Nummer 3)

Die spezialgesetzliche Strafanwendungsregelung in 8 89a Absatz 3 StGB gilt nur fir Hand-
lungen nach § 89a Absatz 1 in Verbindung mit § 89a Absatz 2, sowie in den Fallen von
8§ 89a Absatze 2a, 2b und 8. Nicht erfasst werden von § 89a Absatz 3 StGB daher die ver-
suchte oder vollendete Straftat im Sinne des § 89a Absatz 1 Satz 2 StGB. Die Vorbereitung
einer terroristischen Straftat ist dabei nur unter den engen Voraussetzungen des Absatzes
2 strafbar. Durch den neu eingeftigten 8 5 Nummer 3 Buchstabe d StGB soll zum einen
sichergestellt werden, dass der Regelungsgehalt der spezialgesetzlichen Strafanwen-
dungsregelung des 8§ 89a Absatz 3 StGB auch fir die versuchte oder vollendete terroristi-
sche Straftat im Sinne des § 89a Absatz 1 Satz 2 StGB ohne die Einschrankungen des
Absatzes 2 gilt. Zum anderen soll die ,aut dedere — aut judicare“-Regelung des Artikels 19
Absatz 4 der Richtlinie Terrorismusbekampfung vollstdndig umgesetzt werden, welcher,
anders als 8 7 Absatz 2 Nummer 2 StGB, nicht voraussetzt, dass die Straftat auch am Tat-
ort mit Strafe bedroht ist oder der Tatort keiner Strafgewalt unterliegt.

Zu Nummer 3 (8§ 76a StGB)

In 8 76a Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe a StGB werden im Verweis auf die 88 89a und 89c
StGB Einschrankungen vorgenommen, da die materiellrechtliche Strafbarkeit aufgrund der
Vorgaben der Richtlinie Terrorismusbekampfung erweitert werden muss, was allerdings
nicht fur die selbststandige Einziehung gilt. Die selbststandige Einziehung ist mit erhebli-
chen Grundrechtseingriffen verbunden und eine Erweiterung ist nicht erforderlich.

Das einschrankende Normzitat hinsichtlich des 8 89a StGB erfasst tiberwiegend die Tatbe-
standsvarianten, die auch bisher schon durch die Norm erfasst waren. § 89a Absatz 1
Satz 2 Nummer 1 Variante 1 und 2 und Nummer 3 StGB in der Entwurfsfassung regelt die
Strafbarkeit nach der bisherigen Version des 8§ 89a Absatz1 StGB, namlich bei
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Vorbereitungshandlungen in terroristischer Absicht hinsichtlich Straftaten gegen das Leben
in den Féllen des 8§ 211 oder des § 212 StGB sowie gegen die personliche Freiheit in den
Fallen des § 239a oder des § 239b StGB. § 89a Absatz 2 Nummer 1, 2 und 3 StGB sind im
Wesentlichen erhalten geblieben.

§ 89a Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a und Absatz 2a in Verbindung mit § 89a Absatz 2
Nummer 4 Buchstabe a StGB regelt nunmehr die Strafbarkeit bei Ausreisen, die bisher
Uberwiegend schon in § 89a Absatz 2a StGB erfasst waren. Bei dem Ausreisetatbestand
handelte es sich in der bisherigen Fassung um ein Unternehmensdelikt im Sinne des § 11
Absatz 1 Nummer 6 StGB, das nicht zwischen Versuch und Vollendung unterschieden hat.
Daher war auch bisher schon der Versuch der Ausreise unter Strafe gestellt. Entsprechend
wird hier der Versuch nach § 89a Absatz 2a StGB zitiert, soweit er sich auf eine Vorberei-
tung in Form der Ausreise nach 8§ 89a Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a StGB bezieht, und
zwar nur hinsichtlich der terroristischen Straftaten in § 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 Al-
ternative 1 und 2 und Nummer 3 StGB, die bereits vorher unter Strafe gestellt waren.

Auch in dem Verweis auf 8 89c StGB werden nur die Tatbestandsvarianten erfasst, auf die
auch vor der Erweiterung der materiellen Strafbarkeit schon Bezug genommen wurde.

Bisher wurde auf 8 89c Absatz 1 bis 4 verwiesen. In § 89c Absatz 2 StGB in der Entwurfs-
fassung wird fortan eine neue materielle Strafbarkeit eingefiihrt, die noch weiter als bisher
im Vorfeldbereich liegt und fur die ein niedrigerer Strafrahmen festgesetzt wird. Da das Un-
recht hier geringer ist, soll keine Ausweitung der selbststédndigen Einziehung vorgenommen
werden und in den Ermittlungsmaflinahmen daher nur auf die Abséatze 1, 3 und 4 in § 89c
verwiesen werden. Dies gilt jedoch nicht fir die Finanzierung einer Drohung mit einer ter-
roristischen Straftat nach § 89a Absatz 1 Nummer 1 sowie der Finanzierung einer Handlung
nach 8 89a Absatz 2 Nummer 2 und 4 Buchstabe b sowie Absatz 2 Nummer 5 StGB, da
diese Tathandlungen neu eingefiihrt wurden und deren Finanzierung bisher nicht strafbar
war. Auch der Versuch in § 89c Absatz 8 StGB in der Entwurfsfassung soll nicht erfasst
werden, da dies ebenfalls mit einer Ausweitung einhergehen wirde und die Richtlinie Ter-
rorismusbekampfung dies nicht verlangt.

In 8 76a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b StGB wird einschrankend nur auf die Tatbe-
standsvarianten in § 129a StGB verwiesen, die zuvor schon unter Strafe standen. Dies ist
der Fall bei § 129a Absatz 1, Absatz 2 Nummer 1 zweite Alternative, Nummer 2 bis 4 und
Nummer 5 erste Alternative, Absatz 3, 4 und 5 Satz 1 und 2 StGB. Daher werden nun die
materiell-rechtlichen Erweiterungen des Katalogs in § 129a Absatz 2 StGB ebenso ausge-
klammert (88 224, 310, 328 StGB; § 52 des Waffengesetzes [WaffG]) wie die versuchte
Unterstitzung einer terroristischen Vereinigung in 8 129a Absatz 5 Satz 3 StGB.

Zu Nummer 4 (§ 89a StGB)

Zu Buchstabe b (8§ 89a Absatz 1 StGB)

Der Gesetzesentwurf flihrt den Begriff der terroristischen Straftat als Ersatz flr den Begriff
der schweren staatsgefahrdenden Gewalttat in § 89a StGB ein und erweitert zugleich den
Anwendungsbereich der Norm, indem der Straftatenkatalog des § 89a Absatz 1 StGB durch
die Nummern 2 und 4 bis 9 erganzt wird.

Die Neufassung der Vorschrift dient zur Umsetzung des Artikels 3 der Richtlinie Terroris-
musbekampfung in das deutsche Recht. Hiernach sind bestimmte Verhaltensweisen im na-
tionalen Recht ausdrucklich als terroristische Straftaten einzustufen.

Im Vergleich zum bisherigen Straftatenkatalog des § 129a StGB wird die geféahrliche Kor-
perverletzung (8 224 StGB), die Vorbereitung eines Explosions- oder Strahlungsverbre-
chens (8 310 StGB), der unerlaubte Umgang mit radioaktiven Stoffen und anderen gefahr-
lichen Stoffen und Guitern (8 328 StGB) und die Strafvorschrift des § 52 WaffG in den
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Katalog aufgenommen, um Artikel 3 der Richtlinie vollstandig umsetzen zu kdnnen. Hin-
sichtlich der Aufnahme von § 52 WaffG ergibt sich die Notwendigkeit zu dessen Aufnahme
aus dem Umstand, dass anders als im Rahmenbeschluss 2002/475/J1 des Rates der Euro-
paischen Union, welcher in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe f als terroristische Straftat Herstel-
lung, Besitz, Erwerb, Befoérderung oder Bereitstellung oder Verwendung von Schusswaffen
definierte, in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe f der Richtlinie diese Bezeichnung auf Waffen
(jeglicher Art) erweitert worden ist.

Mitaufgenommen in den Katalog ist auch die Androhung einer terroristischen Straftat, die
dadurch explizit unter den Tatbestand einer terroristischen Straftat fallt, um den Anforde-
rungen von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe j der Richtlinie zu entsprechen. Anders als bei den
Ubrigen terroristischen Straftaten, deren Strafbarkeit nun in § 89a Absatz 1 bis 2a StGB im
Vorbereitungs- und Versuchsstadium (zum Vorbereitungsdelikt) geregelt wird, wird eine
Strafbarkeit fiir die Androhung einer terroristischen Straftat im Vollendungsstadium in § 89a
Absatz 8 StGB eingefiuihrt und dort der Strafrahmen fir die Androhung separat festgesetzt.

Es wurde die Staatsschutzklausel der 88 89c, 129a StGB fir § 89a tibernommen, weil diese
den spezifischen Eigenschaften einer terroristischen Straftat, wie sie in Artikel 3 Absatz 1
und 2 der Richtlinie Terrorismusbekampfung niedergelegt ist, entspricht. Wahrend die bis-
her verwendete Staatsschutzklausel des § 89a StGB sich an § 120 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 3 a und b Gerichtsverfassungsgesetz orientiert (vgl. BT-DRs. 16/12428, S. 14; vgl.
auch BGH NJW 2001, 1359; BGH NStZ 2010, 468), stellt die in § 129a StGB genutzte
Staatsschutzklausel eine Umsetzung der europarechtlichen Anforderungen aus dem Rah-
menbeschluss vom 13. Juni 2002 dar, die wortgleich in Artikel 3 der Richtlinie Terrorismus-
bek&dmpfung tbernommen wurden.

Zu Buchstabe c (8 89a Absatz 2 StGB)

Die Strafbarkeit der in § 89a Absatz 1 Nummer 1 bis 8 StGB definierten terroristischen
Straftaten wird in 8 89a Absatz 2 StGB ebenso wie in der bisherigen Fassung der Norm als
Vorbereitungstat ausgestaltet. Damit wird Artikel 3 der Richtlinie Terrorismusbekampfung
in das deutsche Recht umgesetzt, ohne in die bisherige Systematik des Strafgesetzbuches
einzugreifen.

Im Ubrigen wird durch die Weiterverwendung der vorigen Gesetzessystematik bezweckt,
dass sich die dabei aufgestellten Kriterien weiterhin anwenden lassen. Insbesondere muss
der Tater zur Wahrung der VerfassungsmaRigkeit bei der Vornahme der in § 89a Absatz 2
StGB normierten Vorbereitungshandlungen zur Begehung der entsprechenden terroristi-
schen Straftat bereits fest entschlossen sein.

Hinsichtlich des Anwendungsbereichs im Vergleich zur vorigen Ausgestaltung des § 89a
Absatz 2 StGB ergeben sich die nachfolgend dargelegten Veranderungen.

Zu den Doppelbuchstaben aa und bb (8 89a Absatz 2 Nummer 1 StGB)

Das Unterweisen oder Sich-unterweisen-Lassen erstrecken sich nhunmehr ausdrticklich
auch auf Waffen. Der Begriff ,Waffe“ ist hier so zu verstehen wie auch sonst im StGB, nam-
lich als Gegenstand, der nach seiner Art dazu bestimmt ist, erhebliche Verletzungen von
Menschen zu verursachen. Diese Erweiterung dient zur Umsetzung von Artikel 3 Absatz 1
Buchstabe f der Richtlinie, welcher im Vergleich zum vorigen Rahmenbeschluss
2002/475/31 des Rates der Europaischen Union keine Einschrankung auf Schusswaffen
enthalt.

Durch den erweiterten Straftatenkatalog in § 89a Absatz 1 StGB kommt es zu einer Erwei-
terung der materiellen Strafbarkeit fur weitere Unterweisungshandlungen, die der Vorberei-
tung einer terroristischen Straftat dienen.
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Zu Doppelbuchstabe cc (8§ 89a Absatz 2 Nummer 2 StGB)

Durch die Erweiterung des Straftatenkatalogs des 8 89a Absatz 1 Satz 2 StGB ist eine ge-
ringfugige materiell-rechtliche Erweiterung hinsichtlich des Umgangs mit den in § 89a Ab-
satz 2 Nummer 1 genannten Objekten erfolgt. Aul3erdem wurde als weitere Vorbereitungs-
handlung die Beférderung entsprechender Objekte, sowie die Forschung zur Entwicklung
oder Herstellung von Atomwaffen, biologischen und chemischen Waffen nach den 8§ 19
und 20 des Kriegswaffenkontrollgesetzes aufgenommen, um die in Artikel 3 Absatz 1 Buch-
stabe f der Richtlinie Terrorismusbekampfung beschriebenen Tathandlungen vollstandig in
das deutsche Strafrecht umzusetzen. Zwar sehen die 88 19 und 20 des Kriegswaffenkon-
trollgesetzes eine eigene Strafbarkeit fir das Entwickeln und Herstellen vor. Dabei handelt
es sich um Tathandlungen, die in der Rechtspraxis auch das Forschen umfassen. Nunmehr
soll das Forschen aber ausdrucklich in den Katalog terroristischer Straftaten aufgenommen
werden.

Zu Doppelbuchstabe dd (8§ 89a Absatz 2 Nummer 4 und 5 StGB)

Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie Terrorismusbekampfung verlangt eine Strafbarkeit fir drei
unterschiedliche Sachverhalte mit Ausreisebezug. Umfasst sind Ausreisen zur Begehung
von oder Beteiligung an terroristischen Straftaten, zur Beteiligung an Tatigkeiten von terro-
ristischen Vereinigungen sowie zur Begehung von oder Beteiligung an terroristischen Aus-
bildungen. Der Umstand, ob eine terroristische Ausbildung im Zielland moglich ist, spielt
dabei keine Rolle.

§ 89a Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a StGB erweitert die bisherige Strafbarkeit bei Sach-
verhalten mit Auslandsbezug, indem neben der Begehung einer terroristischen Straftat oder
der Ausbildung hierzu auch die Beteiligung an solchen erfasst werden und die Ziellandbe-
stimmung des bisherigen § 89a Absatz 2a StGB aufgehoben wird.

§ 89a Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe b StGB fihrt eine Strafbarkeit bei Verlassen Deutsch-
lands zwecks Anschlusses an eine terroristische Vereinigung oder Unterstiitzung einer sol-
chen ein.

Der im Jahr 2015 zur Umsetzung der Ziffer 6 Buchstabe a der UN-Resolution 2178 (2014)
eingefiihrte § 89a Absatz 2a StGB begriindete bisher nur flir Ausreisen von Personen, wel-
che im Zielland entweder einen Anschlag begehen oder aber zumindest an einer terroris-
tisch motivierten Ausbildung — sei es als ,Lehrer” oder als ,Schiler — teilnehmen wollen,
eine Strafbarkeit. Auch die 88 129a und 129b StGB sind nicht in allen denkbaren Féallen
einer solchen Reisetatigkeit einschlagig. Eine Mitgliedschaft im Sinne dieser Normen liegt
nicht vor, wenn sich der Tater noch nicht in die Vereinigung eingegliedert hat. Zwar ware
auch eine versuchte mitgliedschaftliche Betatigung als der Versuch eines Verbrechens
strafbewehrt, im Regelfall wird die Ausreise aus Deutschland jedoch noch nicht die Anfor-
derungen des § 22 StGB im Hinblick auf ein unmittelbares Ansetzen fir eine mitgliedschaft-
liche Betatigung in einer terroristischen Vereinigung erfillen. Die Ausreise wird in den aller-
meisten Fallen auch noch keine strafbare Unterstitzung gemanR § 129a Absatz 5 StGB dar-
stellen, da es insoweit zumindest an einem erforderlichen Unterstitzungserfolg in Form des
messbaren Nutzens fiir die Vereinigung fehlt.

Zudem wird das Unternehmensdelikt der Ausreise zur Umsetzung von Artikel 9 Absatz 1 in
Verbindung mit Artikel 14 Absatz 3 der Richtlinie Terrorismusbekdmpfung in ein Vollen-
dungs- und Versuchsdelikt (vgl. 8§ 89a Absatz 2 Nummer 4, Absatz 2a StGB) umgestaltet.

Zur Umsetzung von Artikel 9 Absatz 2 der Richtlinie Terrorismusbekdmpfung wird zudem
eine Strafbarkeit bei Einreisen in die Bundesrepublik Deutschland in terroristischer Absicht
in § 89a Absatz 2 Nummer 5 StGB eingefiihrt, welche bisher nicht ausdrticklich unter Strafe
standen. Wie bei Ausreisen wird eine Strafbarkeit fir Einreisen in die Bundesrepublik
Deutschland zwecks Begehung oder Beteiligung an einer terroristischen Straftat oder einer
Unterweisung zum Erlernen entsprechender Fahigkeiten im Sinne des 8§ 89a Absatz 2



Drucksache 240/24 -20 -

Nummer 1 StGB, sowie zwecks geplanter (hinreichend konkretisierter und vom Vorsatz um-
fasster) Beteiligung entweder als Mitglied oder als Unterstiitzer einer terroristischen Verei-
nigung bestimmt.

Ein Anwendungsfall ist hier die Einreise sogenannter ,Hit-Teams®, insbesondere einer pa-
ramilitéarisch ausgebildeten Gruppe von Kampfern einer terroristischen Vereinigung, die ge-
zielt in ein Land einreist, um dort einen terroristischen Anschlag zu veriiben. Dabei kann
zwischen dem Zeitpunkt der Einreise und dem spéteren Anschlag eine durchaus gréfl3ere
Zeitspanne liegen, was sowohl der taktischen und logistischen Vorbereitung als auch der
Tarnung (zum Beispiel als sogenannte ,Schlaferzelle”) geschuldet sein kann. Die illegale
Schleusung von Mitgliedern einer auslandischen terroristischen Vereinigung ist nach dem
deutschen Strafrecht zwar als mitgliedschaftliche Betatigungshandlung in einer (auslandi-
schen) terroristischen Vereinigung im Sinne der 88 129a und 129b StGB erfasst, ohne dass
es eines eigenstandigen Einreisestraftatbestandes bedarf. Allerdings erfassen die 88 129a
und 129b StGB keine terroristisch motivierten Einreisen von Personen, die nicht an eine
terroristische Vereinigung angebunden sind, sodass eine dahingehende Ergdnzung zur
Umsetzung von Artikel 9 Absatz 2 der Richtlinie Terrorismusbek&mpfung erforderlich ist.

Zu Buchstabe d (8§ 89a Absatz 2a und 2b StGB)

In § 89a Absatz 2a StGB wird zur Umsetzung von Artikel 14 Absatz 3 der Richtlinie Terro-
rismusbekampfung eine Versuchsstrafbarkeit fir die Vorbereitung einer terroristischen
Straftat nach § 89a Absatz 1 und 2 StGB eingefiihrt. Dabei ergibt sich im Wesentlichen eine
Erweiterung der Strafbarkeit durch den neuen Straftatenkatalog des 8§ 89a Absatz 1 Satz 2
StGB. Eine Ausnahme besteht im Hinblick auf den erweiterten Straftatenkatalog hinsichtlich
des versuchten Besitzes der in § 89a Absatz 2a Satz 2 StGB genannten Objekte, da Arti-
kel 14 Absatz 3 der Richtlinie Terrorismusbekampfung keine entsprechende Strafbarkeit
fordert.

Als mdgliche Tathandlungen im Versuchsstadium kommen hinsichtlich der Vorbereitungs-
handlungen des § 89a Absatz 2 Nummer 1 bis 3 StGB Verhaltensweisen in Betracht, wel-
che kurz vor dem Vorbereitungsstadium der terroristischen Straftat stehen, zum Beispiel
der versuchte Ankauf eines Bauteils der in § 89 Absatz 2 Nummer 1 und 2 StGB genannten
Objekte.

Im Hinblick auf versuchte Ein- und Ausreisen mit terroristischer Zielsetzung geman 8§ 89a
Absatz 2 Nummer 4 und 5 StGB wird eine neue Strafbarkeit bei versuchten Einreisen ein-
geflhrt, wahrend bei Ausreisen der mdgliche Reisezweck erweitert wird.

§ 89a Absatz 2b StGB dient zur Umsetzung des Artikels 6 in Verbindung mit Artikel 14 Ab-
satz 3 der Richtlinie Terrorismusbekampfung in das deutsche Recht. Hiernach ist auch das
erfolglose Anwerben zu einer terroristischen Straftat unter Strafe zu stellen.

Das deutsche Strafrecht kennt die Tathandlung des Anwerbens bisher im Zusammenhang
mit einem Eingliedern in fremde Streitkrafte (8 109h Absatz 1 StGB) oder zur Beteiligung
an einer terroristischen Vereinigung (8 129a Absatz 5 Satz 2 StGB). Das Anwerben im
Sinne von Artikel 6 der Richtlinie Terrorismusbekampfung geht von einem anderen Ver-
sténdnis des Anwerbens aus und umfasst sowohl die Anstiftung als auch die Beihilfe zu
einer terroristischen Straftat, auch in den Fallen, in denen spéter keine terroristische Straftat
begangen oder versucht wird. Durch die Einfihrung des § 89a Absatz 2b StGB wird nun
die versuchte Anstiftung zu terroristischen Straftaten im deutschen Recht unter Strafe ge-
stellt, fr die Falle, in denen § 89a Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 StGB eine Strafbar-
keit vorsieht. Dies galt bisher nur fir die versuchte Anstiftung zu Verbrechen mit terroristi-
scher Zielsetzung (8§ 30 Absatz 1 StGB). Der zur Umsetzung von Artikel 3 der Richtlinie
Terrorismusbekampfung erweiterte Katalog des § 89a Absatz 1 StGB umfasst allerdings
zahlreiche Vergehen, bei denen § 30 StGB nicht greift und somit ein Umsetzungsdefizit
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bestand. Die versuchte Anstiftung zu einem Vergehen ist dem StGB nicht fremd (vgl. 8§ 159
StGB) und stellt auch keinen Systembruch dar.

Zu Buchstabe e (8§ 89a Absatz 3 und 4 StGB)

In § 89a Absatz 3 Satz 1 StGB wird nunmehr auch Bezug genommen auf die Absétze 2a,
2b und 8, um die Strafanwendungsregelung auch auf den Versuch der Vorbereitung und
die Androhung einer terroristischen Straftat zu erstrecken. Ferner soll die ,aut dedere — aut
judicare“-Regelung des Artikels 19 der Richtlinie Terrorismusbekampfung umgesetzt wer-
den, welche nicht voraussetzt, dass die Straftat am Tatort mit Strafe bedroht ist oder der
Tatort keiner Strafgewalt unterliegt und damit nicht ausreichend durch § 7 Absatz 2 Num-
mer 2 StGB umgesetzt wird (vgl. auch die Ausfiihrungen zu Nummer 2 in diesem Entwurf).

Durch die Anderung in § 89a Absatz 4 wird die Strafverfolgungserméachtigung an die neue
Strafanwendungsregel in § 89a Absatz 3 StGB angepasst.

Zu Buchstabe f (§ 89a Absatz 7 StGB)

Mit der Anderung in § 89a Absatz 7 StGB erfolgt die Anpassung der Bezeichnung an den
neuen § 89a Absatz 1 Satz 2 StGB (terroristische Straftat).

Zu Buchstabe g (8§ 89a Absatz 8 StGB)

Die Vorschrift dient zur Umsetzung des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe j der Richtlinie Ter-
rorismusbekampfung in das deutsche Recht. Hiernach ist die Androhung einer terroristi-
schen Straftat im Sinne des Artikels 3 der Richtlinie Terrorismusbekampfung unter Strafe
zu stellen.

Die Androhung von Straftaten ist im deutschen Strafrecht bisher in § 126 StGB geregelt,
dessen Katalog die meisten der in 8§ 89a Absatz 1 StGB nun als terroristische Straftaten
definierten Taten enthélt. Dieser umfasst allerdings weder die Androhung der Herstellung
noch die Androhung des Transports besonders gefahrlicher Stoffe oder Waffen. Der Tatbe-
stand des § 305 StGB, der Teil der nationalen Umsetzung von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe
d der Richtlinie Terrorismusbekampfung ist, ist im Katalog des § 126 StGB nicht enthalten.
Die Androhung der Zerstérung eines Bauwerks, eines Schiffs, einer Stral3e oder Eisenbahn
im Sinne von 8§ 305 StGB wird zwar in den allermeisten Féllen zugleich die Anforderungen
an die Androhung einer gemeingeféhrlichen Straftat im Sinne der §8§ 306 ff. StGB erfillen
und ware demgemalf Uber § 126 Absatz 1 Nummer 7, 8 StGB strafbewehrt. Die Norm
wirde auch in den Fallen zur Anwendung kommen, in denen die Herstellung eines beson-
ders gefahrlichen Gegenstandes in Form einer chemischen, biologischen oder atomaren
Waffe angedroht wird, zumindest solange diese Drohung mit einer unmittelbaren Verwen-
dungsabsicht — etwa fur die Nichterfullung einer Forderung — verbunden ist. Eine terroris-
tisch motivierte Drohung mit der Herstellung eines gefahrlichen Gegenstandes, ohne die-
sen auch konkret einsetzen zu wollen, wére allerdings nicht erfasst.

Diese Lucke wird nunmehr durch die Einfihrung einer Strafbarkeit fir den Fall der Andro-
hung einer terroristischen Straftat in 8§ 89a Absatz 8 StGB geschlossen. Sowohl die ange-
drohte terroristische Straftat als auch die Androhung selbst miissen die Voraussetzungen
der Staatsschutzklausel des § 89a Absatz 1 Satz 2 erflllen. Der Strafrahmen in § 89a Ab-
satz 8 StGB ist aufgrund der besonderen Einstufung als terroristische Straftat gerechtfertigt.

Zu Nummer 5 (8§ 89b StGB)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung im Hinblick auf die Einfihrung der Defi-
nition einer terroristischen Straftat in § 89a Absatz 1 StGB anstelle des bisher verwendeten
Begriffs der schweren staatsgefahrdenden Gewalttat.
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Zudem erfolgt mit der Anderung die Anpassung der Bezeichnung aufgrund des Organisati-
onserlasses des Bundeskanzlers vom 8. Dezember 2021 (BGBI. | S. 5176).

Zu Nummer 6 (8 89c StGB)

Die Anderungen in § 89c StGB dienen der Umsetzung der Artikel 11 und 14 Absatz 3 der
Richtlinie Terrorismusbekampfung.

Zu Buchstabe a (8 89c Absatz 1 und 2 StGB)

Die Anderungen in § 89c Absatz 1 dienen der Umsetzung des Artikels 11 in Verbindung mit
Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben a bis i und Artikel 9 der Richtlinie Terrorismusbekampfung.
Auch bisher schon war die Finanzierung der meisten Handlungen, die nach Artikel 3 der
Richtlinie Terrorismusbekampfung als terroristische Straftaten gelten, im Katalog des § 89¢
Absatz 1 StGB unter Strafe gestellt. Nunmebhr ist die terroristische Straftat in § 89a Absatz 1
Satz 2 StGB aber legaldefiniert (Begriindung zu Nummer 2 in diesem Entwurf) und der Ka-
talog wurde an Artikel 3 der Richtlinie Terrorismusbekampfung angepasst. Auf die Num-
mern 1 bis 8 dieses erweiterten Katalogs in § 89a Absatz 1 Satz 2 StGB verweist § 89c
Absatz 1 Satz 1 StGB. Ausgenommen von dem Verweis ist die Drohung mit einer terroris-
tischen Straftat nach § 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 StGB, weil fur die Finanzierung der
Androhung einer terroristischen Straftat der geringere Strafrahmen des § 89c Absatz 2
StGB gelten soll. Daher verweist § 89c Absatz 2 Nummer 5 StGB auf 8§ 89a Absatz 8 StGB.

In § 89c Absatz 1 StGB wird auch die Finanzierung einer Straftat nach § 89a Absatz 2 Num-
mer 2 StGB ponalisiert. § 89a Absatz 2 Nummer 2 StGB dient der Umsetzung des Artikels
3 Absatz 1 Buchstabe f der Richtlinie Terrorismusbekéampfung und die Strafbarkeit der Fi-
nanzierung solcher Straftaten ist demnach nach Artikel 11 in Verbindung mit Artikel 3 Ab-
satz 1 Buchstabe f der Richtlinie Terrorismusbekampfung erforderlich.

Zudem wird die Finanzierung einer Straftat nach § 89a Absatz 2 Nummer 4 oder 5 StGB
unter Strafe gestellt. Damit wird Artikel 11 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 9 der Richtlinie
Terrorismusbekampfung umgesetzt. Auch bisher schon wurde in der alten Fassung des
§ 89c Absatz 1 Nummer 8 StGB die Finanzierung einer Straftat nach dem bisherigen § 89a
Absatz 2a StGB unter Strafe gestellt. Die Tathandlung der Ausreise wurde von § 89 Ab-
satz 2a StGB alte Fassung in § 89a Absatz 2 Nummer 4 StGB neue Fassung verschoben
und es wurde die Einreise in § 89a Absatz 2 Nummer 5 StGB erganzt (Begriindung zu
Nummer 4 Buchstabe c in diesem Entwurf). Der Strafrahmen des § 89¢ Absatz 1 StGB ist
in diesen Fallen angemessen, weil staatsschutzrelevanten Reisebewegungen in terroristi-
scher Absicht (,Foreign Terrorist Fighters®) ein besonderes Gefahrdungspotential zu
kommt. Dies entspricht auch der Differenzierung der Absatze 1 und 2 in Artikel 11 der Richt-
linie Terrorismusbekampfung, denn nach Artikel 11 Absatz 2 der Richtlinie Terrorismusbe-
kdmpfung sind fiur eine Strafbarkeit wegen Tathandlungen nach Artikel 9 der Richtlinie Ter-
rorismusbekampfung geringere Voraussetzungen vorgesehen.

Satz 2 des bisherigen § 89c Absatz 1 StGB wurde gestrichen, weil die terroristische Ziel-
setzung bereits in 8 89a Absatz 1 StGB vorausgesetzt wird und dies durch den Verweis in
§ 89c Absatz 1 Satz 1 StGB auch fiir § 89c Absatz 1 StGB gilt.

Bei dem neuen § 89c¢ Absatz 1 Satz 2 StGB handelt sich um die Selbstbegehungs-Variante,
die bisher in § 89c Absatz 2 StGB geregelt war. Die Selbstbegehungs-Variante wird fur die
Abséatze 1 und 2 nun jeweils in einem eigenen Satz unter Strafe gestellt.

§ 89c Absatz 2 StGB dient der Umsetzung des Artikels 11 in Verbindung mit Artikel 3 Ab-
satz 1 Buchstabe j und Artikel 5, 6, 7, 8 und 10 der Richtlinie Terrorismusbekampfung.

Es handelt sich um die Finanzierung von Tathandlungen, die im Vorfeld der eigentlichen
terroristischen Straftat liegen. Die Kriminalisierung der Finanzierung solcher Taten ist
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erforderlich, um zum Teil hochgradig organisierten terroristischen Aktivitaten den Néahrbo-
den zu entziehen. Zugleich werden dadurch die Richtlinienvorgaben umgesetzt. Allerdings
ist gegenlber der Finanzierung der terroristischen Straftaten selbst, die in Absatz 1 unter
Strafe gestellt sind, in Absatz 2 ein niedrigerer Strafrahmen angezeigt, um dem Verhaltnis-
malRigkeitsgrundsatz Rechnung zu tragen. Die Differenzierung im Strafrahmen entspricht
auch der Wertung der Richtlinie Terrorismusbekadmpfung in den Abséatzen 1 und 2 des Ar-
tikels 11, in denen den Tathandlungen nach den Artikeln 3, 4 und 9 ein gréf3eres Unrecht
beigemessen und deren Strafbarkeit deshalb unter erleichterte Voraussetzungen gestellt
wird.

Zwar waren auch schon bisher Formen der Terrorismusfinanzierung nach den 88§ 129,
129a, 129b und 89c StGB strafbar und zusatzlich relevante Verhaltensweisen konnten weit-
gehend Uber die allgemeine Teilnahmestrafbarkeit nach § 27 StGB abgedeckt werden. Er-
ganzend greifen die 88 6 und 18 AuRenwirtschaftsgesetz. Allerdings ist fiir eine Strafbarkeit
nach den 8§ 129, 129a und 129b StGB ein Bezug zu einer terroristischen Vereinigung er-
forderlich. Die Richtlinie hat aber auch die Finanzierung von terroristischen Straftaten oder
Straftaten mit terroristischem Hintergrund auf3erhalb einer terroristischen Vereinigung vor
Augen. Zwar ist bereits eine Vielzahl der Finanzierungshandlungen durch Einzelpersonen
Uber die Beihilfestrafbarkeit erfasst; hier ist indes Akzessorietat zur Haupttat gegeben.
§ 89c Absatz 2 StGB normiert nun alle Verhaltensweisen nach Artikel 3 Absatz 1 Buch-
stabe j und Artikel 5 bis 8 und 10 der Richtlinie Terrorismusbekampfung und stellt deren
Finanzierung ausdricklich unter Strafe.

8 89c Absatz 2 Nummer 1 StGB dient der Umsetzung des Artikels 11 in Verbindung mit
Artikel 5 der Richtlinie Terrorismusbekampfung. Artikel 5 der Richtlinie Terrorismusbe-
kampfung wird im deutschen Recht maRgeblich durch die 88 111 und 91 StGB umgesetzt,
deren Wortlaut hier tbernommen wurde. Allerdings fehlt in § 111 StGB jeglicher Bezug zu
einer terroristischen Straftat, der mit dem Verweis auf terroristische Straftaten nach § 89a
Absatz 1 Satz 2 StGB nunmehr hergestellt wird. In § 91 StGB ist der Bezug zu einer terro-
ristischen Straftat bereits enthalten, sodass der Wortlaut hier Gbernommen werden konnte.

In 8 89c Absatz 2 Nummer 2 StGB wird Artikel 11 in Verbindung mit Artikel 6 der Richtlinie
Terrorismusbekampfung umgesetzt. Demnach wird die Finanzierung einer Bestimmung o-
der eines Hilfeleistens zu einer terroristischen Straftat nach § 89a Absatz 1 Satz 2 StGB
unter Strafe gestellt. Der Wortlaut ist an die Teilnahme nach den 88 26 und 27 StGB ange-
lehnt. Zudem wird die Finanzierung einer Tathandlung nach § 89a Absatz 2b StGB unter
Strafe gestellt, der der Umsetzung des Artikels 6 der Richtlinie Terrorismusbekampfung
dient.

8 89c Absatz 2 Nummer 3 StGB dient der Umsetzung des Artikels 11 in Verbindung mit
Artikel 7 und 8 der Richtlinie Terrorismusbekampfung. Die dort genannten Verhaltenswei-
sen, die Durchfihrung einer Ausbildung fir terroristische Zwecke sowie das Absolvieren
einer Ausbildung fur terroristische Zwecke, sind nunmehr in § 89a Absatz 2 Nummer 1
StGB unter Strafe gestellt, sodass insoweit hierauf Bezug genommen werden kann.

In 8 89c Absatz 2 Nummer 4 StGB werden die Vorgaben des Artikels 11 in Verbindung mit
Artikel 10 der Richtlinie Terrorismusbekampfung umgesetzt.

8§ 89c Absatz 2 Nummer 5 StGB dient der Umsetzung des Artikels 11 in Verbindung mit
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe j der Richtlinie Terrorismusbek&mpfung. Die Drohung mit ei-
ner terroristischen Straftat ist nunmehr in § 89a Absatz 8 StGB unter Strafe gestellt. Hierauf
kann insoweit Bezug genommen werden.

Im Hinblick auf den subjektiven Tatbestand gelten die gleichen Voraussetzungen wie fir
den bisherigen 8 89c Absatz 1.
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Im neuen § 89c Absatz 2 Satz 2 StGB wird auch die Selbstbegehung unter Strafe gestellt,
was hisher in § 89c Absatz 2 StGB geregelt war. Die Selbstbegehungs-Variante wird flr die
Abséatze 1 und 2 nun jeweils in einem eigenen Satz unter Strafe gestellt.

In 8 89¢c Absatz 3 StGB wird nunmehr auch Bezug genommen auf Absatz 8, um die Straf-
anwendungsregelung auch auf den Versuch der Terrorismusfinanzierung zu erstrecken.
Ferner soll die ,aut dedere — aut judicare”-Regelung des Artikels 19 der Richtlinie Terroris-
musbekampfung umgesetzt werden, welche nicht voraussetzt, dass die Straftat am Tatort
mit Strafe bedroht ist oder der Tatort keiner Strafgewalt unterliegt und damit nicht ausrei-
chend durch 8 7 Absatz 2 Nummer 2 StGB umgesetzt wird (vgl. auch die Ausfihrungen zu
Nummer 2 in diesem Entwurf).

In 8 89c Absatz 4 StGB wird das Erfordernis einer Strafverfolgungserméachtigung an die
geadnderte Strafanwendungsregel in § 89a Absatz 3 StGB angepasst.

Zu Buchstabe b (§ 89c Absatz 5 StGB)

§ 89c Absatz 5 StGB tragt dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz Rechnung, indem bei Ge-
ringwertigkeit der Vermdgenswerte ein geringerer Strafrahmen gilt. Ein geringerer Strafrah-
men gegeniber dem neuen Absatz 2 findet sich nunmehr auch in Absatz 5. Sind die Ver-
mdgenswerte geringwertig, so ist in den Fallen des neuen Absatzes 2 auf Freiheitsstrafe
bis zu drei Jahren oder auf Geldstrafe zu erkennen.

Zu Buchstabe c (8 89c Absatz 8 StGB)

In 8 89c Absatz 8 StGB wird der Versuch unter Strafe gestellt und damit dem Erfordernis
des Artikels 14 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 11 der Richtlinie Terrorismusbekampfung
Rechnung getragen. Ausgenommen nach Artikel 14 Absatz 3 der Richtlinie Terrorismusbe-
kampfung ist jedoch der Besitz nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe f und die Drohung nach
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe j der Richtlinie Terrorismusbekampfung, das heil3t erst recht
die Finanzierung einer solchen Handlung.

Der Besitz nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe f der Richtlinie Terrorismusbekampfung ist
im deutschen Recht in § 89a Absatz 1 Satz 2 Nummern 6, 7 und 8 StGB umgesetzt. In den
darin genannten Vorschriften finden sich teilweise Aquivalente zum ,Besitz* im Sinne der
Richtlinie Terrorismusbekampfung. Wéahrend das Waffengesetz in den 88 51 und 52 von
,Besitz"* spricht, wird in den §§ 19, 20, 20a oder 22a des Gesetzes uber die Kontrolle von
Kriegswaffen von ,Austben tatsachlicher Gewalt“ gesprochen. § 310 StGB enthélt die For-
mulierung ,Verwahren“ und § 328 StGB spricht von ,Aufbewahren®. Hierauf wird im Geset-
zestext differenzierend Bezug genommen.

Nicht unter Strafe gestellt ist zudem der Versuch der Finanzierung einer Drohung mit einer
terroristischen Straftat nach § 89c Absatz 2 Nummer 5 StGB, weil dies die Richtlinie Terro-
rismusbekdmpfung nicht verlangt und hier auch kein Strafbedirfnis besteht.

Zu Nummer 7 (8 91 StGB)

Die Vorschrift dient ergédnzend zum ebenfalls neu eingefiihrten 8 89a Absatz 2b StGB der
Umsetzung des Artikels 6 in Verbindung mit Artikel 14 Absatz 3 der Richtlinie Terrorismus-
bekdmpfung in das deutsche Recht. Demnach soll das (auch erfolglose) Anwerben eines
anderen unter Strafe gestellt werden, weshalb keine Versuchsstrafbarkeit fur Falle der
Selbstverschaffung (8 91 Absatz 1 Nummer 2 StGB) eingefuhrt wird.

Anders als bei einer Anstiftung ist bei § 91 StGB nicht das Hervorrufen eines konkreten
Tatentschlusses fir die Tatbestandsverwirklichung erforderlich, weshalb zur Umsetzung
von Artikel 6 in Verbindung mit Artikel 14 Absatz 3 der Richtlinie Terrorismusbekampfung
eine Erweiterung des 8§91 auf den Versuch des Anleitens erforderlich ist. Die
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Versuchsstrafbarkeit setzt in Fallen des 8 91 StGB auch friiher an als die Versuchsstrafbar-
keit des neu eingefuhrten § 89a Absatz 2b StGB.

Da bereits das Vollendungsdelikt eine Strafbarkeit in einem friihen Stadium vorsieht, dirfte
sich im Versuchsstadium allerdings nur ein geringer Anwendungsbereich ergeben. Denkbar
sind etwa Falle des Zuganglichmachens, in denen der Tater bereits alles getan hat, um den
Inhalt einem anderen zur Verfiigung zu stellen oder zu empfehlen, ohne dass dieser hiervor
bereits Kenntnis erlangt haben kénnte, etwa durch einen technischen Fehler bei der Bereit-
stellung. Eine Strafbarkeit als untauglicher Versuch kommt auch im Falle der Bereitstellung
einer ungeeigneten Anleitung (zum Beispiel zum Bau einer Bombe) in Betracht, sofern der
Tater irrtimlicherweise die Geeignetheit der Anleitung annimmt oder sofern der Tater eine
tatsachlich geeignete Anleitung an eine falsche (unbewohnte) Adresse versendet.

Zu Nummer 8 (8 129a StGB)

Zu Buchstabe a (8 129a Absatz 2 StGB)

Zur Vereinheitlichung des Anwendungsbereichs des Terrorismusstrafrechts wird der Straf-
tatenkatalog des § 129a Absatz 1 und 2 StGB an die neu gefassten Kataloge der 8§ 89a,
89c StGB angepasst. Hierdurch kommt es zu einer geringfugigen Erweiterung der materiell-
rechtlichen Strafbarkeit hinsichtlich der §8 224, 310, 328 StGB und § 52 WaffG.

Zu Buchstabe b (§ 129a Absatz 5 StGB)

Im Terrorismusstrafrecht werden bisher zahlreiche Finanzierungshandlungen zugunsten
von terroristischen Vereinigungen als Unterstiitzungstaten gemaf § 129a Absatz 5 Satz 1
StGB erfasst. Die nur versuchte Unterstitzung einer terroristischen Vereinigung nach
§ 129a Absatz 5 Satz 1 StGB ist nach derzeitiger Rechtslage nicht strafbar. Dies stellt im
Hinblick auf Artikel 11 in Verbindung mit Artikel 14 Absatz 3 der Richtlinie Terrorismusbe-
kampfung (versuchte Finanzierung einer terroristischen Vereinigung) ein Umsetzungsdefi-
zit dar, welches durch die Einfihrung einer Versuchsstrafbarkeit in § 129a Absatz 5 Satz 3
StGB behoben wird.

Fur die Strafbarkeit der in 8§ 129a Absatz 5 Satz 1 StGB geregelten Unterstlitzung einer
terroristischen Vereinigung durch eine Person, die nicht Mitglied dieser Vereinigung ist, ist
nach standiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs erforderlich, dass diese Unterstit-
zungshandlung fur die Organisation ,objektiv nutzlich ist* und ,irgendeinen Vorteil* bringt
(vgl. etwa BGH, Urteil vom 19. April 2018 — 3 StR 286/17 —, BGHSt 63, 127-138; BGH,
Urteil vom 14. August 2009 — 3 StR 552/08 — k , BGHSt 54, 69-132).

Die Feststellung, ob ein solcher Vorteil fur die terroristische Vereinigung vorliegt oder nicht,
erfolgt im Einzelfall und hangt dabei oftmals nicht von Art und Qualitat der Unterstltzungs-
handlung ab, sondern von zufélligen Umstanden auf3erhalb des Verantwortungsbereichs
des Nichtmitglieds, das die terroristische Vereinigung unterstiitzen méchte. Selbst wenn
das Nichtmitglied bereits alles fiir die beabsichtigte Unterstlitzung getan hat, also den Wil-
len, eine strafbare Handlung zu begehen, schon abschlieBend betatigt hat, kommt eine
Strafbarkeit nach § 129a Absatz 5 Satz 1 StGB aufgrund der derzeit nicht vorhandenen
Versuchsstrafbarkeit teilweise nicht in Betracht.

Die Praxis zeigt, dass sich strafwirdige Konstellationen auch dann ergeben, wenn die Un-
terstiitzungshandlung nicht objektiv nitzlich fir die terroristische Vereinigung ist. Strafwir-
dig erscheinen etwa Falle, in denen ein Nichtmitglied einer terroristischen Vereinigung ei-
nen grofRen Geldbetrag oder erhebliche Sachwerte zukommen lassen mdchte, um aus-
schlieBlich deren Struktur zu starken (womit kein Fall des § 89c StGB vorliegt), die Zuwen-
dung aber von der Bank oder vom Zoll angehalten wird und somit der Vereinigung gar nicht
erst zur Verflgung steht. Ebenfalls strafwiirdig erscheinen Konstellationen, in denen die
Unterstutzungsleistung zwar bei einem Mitglied der Vereinigung ankommt, jedoch weder
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nachzuweisen ist, dass diese Unterstitzungsleistung fiir die Vereinigung nitzlich ist, noch,
dass die Unterstiitzungsleistung — anders als beabsichtigt — fiir das Mitglied selbst im Hin-
blick auf seine Mitgliedschaft relevant war. Diese Féalle der versuchten Unterstiitzung einer
terroristischen Vereinigung erscheinen in gesteigerter Weise strafwiirdig und sollen daher
kunftig strafbar sein.

Zu Nummer 9 (8 129b Absatz 1 StGB)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung aufgrund der Umfirmierung des Bundesministeri-
ums der Justiz, das nunmehr nicht mehr fir den Verbraucherschutz zustandig ist.

Zu Nummer 10 (8 138 Absatz 2 Nummer 1 StGB)

Es handelt sich um eine Folgeanderung. Bisher wurde in § 138 Absatz 2 Nummer 1 StGB
auf den gesamten Tatbestand des § 89a StGB verwiesen. Da nun aber in § 89a Absatz 2b
und Absatz 8 StGB neue Tatbestandsvarianten eingeflgt werden, die geringeres Unrecht
enthalten und daher mit einem geringeren Strafrahmen versehen sind, werden diese nun
ausgenommen, indem nur auf 8 89a Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 oder Absatz 2a
StGB verwiesen wird. Insoweit wird eine Vergleichbarkeit mit den tUbrigen Katalogtaten in
§ 138 StGB sichergestellt.

Zu Nummer 11 (8§ 310 Absatz 1 StGB)

Es handelt sich um eine Folgednderung. Da in § 89a Absatz 2 Nummer 2 zur Klarstellung
auch die Vorbereitungshandlung ,beférdern aufgenommen wurde, wurde diese Tathand-
lung auch in § 310 Absatz 1 StGB ausdricklich aufgenommen, um die Parallelitat der Vor-
schriften zu wahren. Eine Erweiterung der materiellen Strafbarkeit ist damit nicht verbun-
den.

Zu Artikel 2 (Folgeéanderungen)

Zu Absatz 1 (Anderung des Gesetzes uber den Zugang von Polizei- und Strafverfol-
gungsbehoérden sowie Nachrichtendiensten zum Visa-Informationssystem — VISZG)

Durch die Anderung in § 3 Nummer 2 VISZG wird der Verweis um den neuen § 129a Ab-
satz 2 Nummer 6 StGB erganzt.

Durch die Anderung in § 3 Nummer 4 VISZG wird der Uberholte Rahmenbeschluss
2002/475/31 zur Terrorismusbekdmpfung durch die aktuelle Terrorismusbekampfungsricht-
linie ersetzt.

Zu Absatz 2 (Anderung des Fluggastdatengesetzes — FlugDaG)

Durch die Anderung in § 4 Absatz 1 Nummer 2 FlugDaG wird der Verweis um den neuen
§ 129a Absatz 2 Nummer 6 StGB erganzt.

Zudem wird durch die Anderung in § 4 Absatz 1 Nummer 5 StGB der tiberholte Rahmen-
beschluss 2002/475/J1 zur Terrorismusbekampfung durch die aktuelle Terrorismusbekamp-
fungsrichtlinie ersetzt.

Zu Absatz 3 (Anderung des Aufenthaltsgesetzes — AufenthG)

Zu Nummer 1 (8§ 27 Absatz 3a Nummer 1 AufenthG)

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der begrifflichen Anderung in § 89a Ab-
satz 1 Satz 2 StGB.
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Zu Nummer 2 (8 54 Absatz 1 Nummer 2 AufenthG)

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der begrifflichen Anderung in § 89a Ab-
satz 1 Satz 2 StGB.

Zu Absatz 4 (Anderung der Strafprozessordnung — StPO)
Zu Nummer 1 (8 100a Absatz 2 Nummer 1 StPO)

Zu Buchstabe a

In § 100a Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a StPO werden im Verweis auf die 88 89a und
89c StGB die aufgrund der sprachlichen und inhaltlichen Anderungen der §8 89a und 89c
StGB erforderlichen Anpassungen vorgenommen. Zwar ist die materiell-rechtliche Strafbar-
keit aufgrund der Vorgaben der Richtlinie Terrorismusbekampfung zu erweitern, dies gilt
aber nicht fur die Ermittlungsbefugnisse. Artikel 20 Absatz 1 der Richtlinie Terrorismusbe-
k&mpfung gibt lediglich vor, dass die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maflinahmen treffen,
um sicherzustellen, dass wirksame Ermittlungsinstrumente zur Verfiigung stehen. Dies ist
in der Bundesrepublik Deutschland auch bisher schon der Fall und wurde von der Europé-
ischen Kommission auch nicht in Frage gestellt. Eine Ausweitung der Ermittlungsbefug-
nisse nach § 100a StPO im Vergleich zur bisherigen Rechtslage ist auch mit Blick auf die
erhebliche Beeintrachtigung der Grundrechte, die mit eingriffsintensiven Ermittlungsmalf3-
nahmen einhergeht, nicht geboten.

Das einschréankende Normzitat hinsichtlich des § 89a StGB erfasst alle Tatbestandsvarian-
ten, die auch bisher schon durch die Norm erfasst waren. 8 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1
Variante 1 und 2 und Nummer 3 StGB in der Entwurfsfassung regelt die Strafbarkeit nach
der bisherigen Version des § 89a Absatz 1 StGB, namlich bei Vorbereitungshandlungen in
terroristischer Absicht hinsichtlich Straftaten gegen das Leben in den Fallen des 8§ 211 oder
des § 212 StGB sowie gegen die personliche Freiheit in den Fallen des § 239a oder des
§ 239b StGB.

§ 89a Absatz 2 Nummer 1, 2 und 3 StGB sind im Wesentlichen erhalten geblieben. § 89a
Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a und Absatz 2a in Verbindung mit § 89a Absatz 2 Num-
mer 4 Buchstabe a StGB regelt nunmehr die Strafbarkeit bei Ausreisen, die bisher tberwie-
gend schon in § 89a Absatz 2a StGB erfasst waren. Bei dem Ausreisetatbestand handelte
es sich in der bisherigen Fassung um ein Unternehmensdelikt im Sinne des § 11 Absatz 1
Nummer 6 StGB, das nicht zwischen Versuch und Vollendung unterschieden hat. Daher
war auch bisher schon der Versuch der Ausreise unter Strafe gestellt. Entsprechend wird
hier der Versuch nach § 89a Absatz 2a StGB zitiert, soweit er sich auf eine Vorbereitung in
Form der Ausreise nach 8§ 89a Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a StGB bezieht, und zwar
nur hinsichtlich der terroristischen Straftaten in § 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 Variante
1 und 2 und Nummer 3 StGB, die bereits vorher in § 89a Absatz 1, 2 und 2a StGB unter
Strafe gestellt waren. Die ansonsten zur Umsetzung erforderliche Ausweitung der materi-
ellen Strafbarkeit bei Ausreisesachverhalten ist mit den bisher erfassten Sachverhalten in
ihrem Unrecht nahezu identisch, sodass dahingehend keine weitere Einschrankung erfor-
derlich war.

Auch in dem Verweis auf § 89c StGB werden kinftig nur die Tatbestandsvarianten erfasst,
auf die auch vor der Erweiterung der materiellen Strafbarkeit Bezug genommen wurde.

Bisher wurde in 8100a StPO auf § 89c Absatz 1 bis 4 StGB verwiesen. In § 89c Absatz 2
StGB wird fortan eine neue materielle Strafbarkeit eingefiihrt, die noch weiter als bisher im
Vorfeldbereich liegt und fur die ein niedrigerer Strafrahmen festgesetzt wird. Da das Unrecht
hier geringer ist, soll keine Ausweitung der Ermittlungsbefugnisse erfolgen. Es wird daher
fur die Telekommunikationstberwachung zukunftig nur auf die Absatze 1, 3 und 4 des § 89c
StGB verwiesen werden. Dies gilt jedoch nicht fiir die Finanzierung einer Drohung mit einer
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terroristischen Straftat nach § 89a Absatz 1 Nummer 1 sowie der Finanzierung einer Hand-
lung nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 und 4 Buchstabe b sowie Absatz 2 Nummer 5 StGB,
da diese Tathandlungen neu eingefihrt wurden und deren Finanzierung bisher nicht straf-
bar war. Auch der Versuch in 8 89c Absatz 8 StGB soll nicht erfasst werden, da dies eben-
falls im Vergleich zur aktuellen Rechtslage eine Ausweitung der Ermittlungsbefugnisse zur
Folge hatte, die die Richtlinie Terrorismusbekampfung nicht verlangt.

Durch die Beschrankung der Mdglichkeiten einer Telekommunikationstiiberwachung auf
diese — bereits jetzt im Straftatenkatalog des § 100a Absatz 2 StPO enthaltenen — Varianten
wird sichergestellt, dass die Ermittlungsmafinahme der Telekommunikationstiberwachung
gemal § 100a StPO sowie bei den auf diesen Anlasstatenkatalog verweisenden Maf3nah-
men nicht erweitert wird im Vergleich zur jetzigen Rechtslage.

Zu Buchstabe b

Auch in dem Verweis in § 100a Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe d StPO soll einschrankend
nur auf die Tatbestandsvarianten in § 129a StGB verwiesen werden, die bisher im Straf-
tatenkatalog des § 100a Absatz 2 StPO enthalten waren. Dies ist der Fall bei § 129a Ab-
satz 1, Absatz 2 Nummer 1 zweite Alternative, Nummer 2 bis 4 und Nummer 5 erste Alter-
native, Absatz 3, 4 und 5 Satz 1 und 2, 129b und 130 StGB. Daher werden die materiell-
rechtlichen Erweiterungen des Katalogs in § 129a Absatz 2 StGB ebenso ausgeklammert
(88 224, 310, 328 StGB; § 52 WaffG) wie die versuchte Unterstiitzung einer terroristischen
Vereinigung in 8§ 129a Absatz 5 Satz 3 StGB.

Zu Nummer 2 (8 100b Absatz 2 Nummer 1 StPO)

In 8 100b Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a und ¢ StPO werden hinsichtlich des Verweises
auf die 88 89a, 89c und 129a StGB die gleichen Einschradnkungen aufgrund der parallelen
Erwégungen wie in § 100a StPO vorgenommen (vgl. Begrindung zu Nummer 1).

Zu Nummer 3 (8 103 Absatz 1 Satz 2 StPO)

In 8 103 Absatz 1 Satz 2 StPO werden hinsichtlich des Verweises auf die 88 89a und 89c
StGB und auf 8§ 129a StGB die gleichen Einschrankungen aufgrund der Erwdgungen
zu8 100a StPO vorgenommen (vgl. Begriindung zu Nummer 1). Die Durchsuchung eines
ganzen Gebaudes, nicht nur einzelner Rdume, zum Zweck der Ergreifung eines Beschul-
digten soll auch kinftig nur bei den bereits heute erfassten Straftaten moglich sein.

Zu Nummer 4 (8 111 Absatz 1 Satz 1 StPO)

In § 111 Absatz 1 Satz 1 StPO werden hinsichtlich des Verweises auf die 88 89a und 89c
StGB und auf § 129a StGB die gleichen Einschrénkungen aufgrund der Erwagungen zu
§ 100a StPO vorgenommen (vgl. Begrindung zu Nummer 1). Die Errichtung von Kontroll-
stellen an offentlich zuganglichen Orten gemaf § 111 StPO soll auch kinftig nur bei den
bereits heute erfassten Straftaten moglich sein.

Zu Nummer 5 (8 112 Absatz 3 StPO)

In 8 112 Absatz 3 StPO werden hinsichtlich des Verweises auf § 129a StGB die gleichen
Einschrankungen aufgrund der Erwagungen wie zu8 100a StPO vorgenommen (vgl. Be-
grindung zu Nummer 1). Wahrend hier zuvor auf § 129a Absatz 1 oder 2 StGB verwiesen
wurde, wird jetzt auf die Tatbestandsvarianten verwiesen, die bereits zuvor in § 129a Ab-
satz 1 oder 2 enthalten waren: § 129a Absatz 1 und Absatz 2 Nummer 1 zweite Alternative,
Nummern 2 bis 4 und 5 erste Alternative. Die dort aufgefiihrten Tatbestande der Schwer-
kriminalitat, bei denen ein geminderter Mafl3stab zur Begriindung des Haftgrundes gilt, sol-
len nicht erweitert werden.
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Zu Nummer 6 (8 112a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 StPO)

In 8§ 112a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 StPO werden hinsichtlich des Verweises auf die
88 89a und 89c StGB die gleichen Einschrankungen aufgrund der Erwagungen wie zu
§ 100a StPO vorgenommen (vgl. Begrindung zu Nummer 1). Die in 8§ 112a Absatz 1 StPO
aufgeflihrten Straftatbestande, bei denen die Annahme einer Wiederholungsgefahr in Be-
tracht kommt, sollen im Vergleich zur jetzigen Rechtslage nicht erweitert werden.

Zu Nummer 7 (8 443 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 StPO)

Bei § 443 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 StPO gelten die gleichen Erwagungen wie hinsichtlich
der Erweiterung der Ermittlungsbefugnisse. Da die Vermégensbeschlagnahme mit erhebli-
chen Grundrechtseingriffen verbunden ist, werden auch hier Einschrankungen im Verweis
auf 8 89a und 8§ 89c StGB vorgenommen (vgl. Begrindung zu Nummer 1).

Absatz 5 (Anderung des Zollverwaltungsgesetzes — ZolIVG)

Es handelt sich um eine Anpassung, die dem Umstand geschuldet ist, dass die Finanzie-
rung einer Straftat nach dem bisherigen § 89a Absatz 2a StGB (Ausreisetatbestand) nun-
mehr auch in § 89c StGB unter Strafe gestellt wird, auf den § 12a Absatz 7 Nummer 3
Buchstabe b ZollVG bereits verweist. Gemal3 § 89c Absatz 1 Satz 1 StGB ist nunmehr die
Finanzierung der Ausreise nach § 89a Absatz 2 Nummer 4 StGB strafbar. Eines eigenen
Verweises auf § 89a StGB bedarf es demnach nicht mehr.

Zu Absatz 6 (Anderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen — GWB)

Die Anderung ergibt sich daraus, dass nunmehr die Bereitstellung oder Sammlung finanzi-
eller Mittel zur Begehung einer Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 StGB unter den Tatbe-
stand der Terrarismusfinanzierung nach 8§ 89c Absatz 1 StGB féllt, auf den bereits in § 123
Absatz 1 Nummer 2 GWB verwiesen wird.

Zu Artikel 3 (Einschrankung von Grundrechten)

Artikel 3 tragt dem Zitiergebot des Artikels 19 Absatz 1 Satz 2 Rechnung.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Das Gesetz soll baldmdglichst in Kraft treten. Daher soll es direkt am Tag nach der Verkin-
dung in Kraft treten.
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	Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2017/541 zur Terrorismusbekämpfung )
	Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:
	Artikel 1
	Änderung des Strafgesetzbuches
	Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 203) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 5 Nummer 3 wird wie folgt geändert:
	3. In § 76a Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 wird wie folgt geändert:
	4. § 89a wird wie folgt geändert:
	Vorbereitung einer terroristischen Straftat; Versuch der Anstiftung und Androhung“.

	5. § 89b wird wie folgt geändert:
	6. § 89c wird wie folgt geändert:
	7. § 91 wird wie folgt geändert:
	8. § 129a wird wie folgt geändert:
	9. In § 129b Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen.
	10. In § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 89a“ durch die Wörter „§ 89a Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 oder Absatz 2a“ ersetzt.
	11. In § 310 Absatz 1 werden in dem Satzteil nach Nummer 4 nach dem Wort „verschafft“ ein Komma und das Wort „befördert“ eingefügt.


	Artikel 2
	Folgeänderungen
	(1) Das VIS-Zugangsgesetzes vom 6. Mai 2009 (BGBl. I S. 1034; 2013 I S. 3212), das zuletzt durch Artikel 34 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 3 Nummer 2 wird die Zahl „5“ durch die Angabe „6“ ersetzt.
	2. In § 3 Nummer 4 werden die Wörter „Artikel 3 des Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbekämpfung (ABl. EG Nr. L 164 S. 3), der zuletzt durch Artikel 1 Nummer 1 des Rahmenbeschlusses 2008/919/JI (ABl. L 330 vom 9....

	(2) § 4 Absatz 1 des Fluggastdatengesetzes vom 6. Juni 2017 (BGBl. I S. 1484), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. Juni 2017 (BGBl. I S. 1484) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In Nummer 2 wird die Zahl „5“ durch die Angabe „6“ ersetzt.
	2. In Nummer 5 werden die Wörter „Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbekämpfung (ABl. L 164 vom 22.6.2002, S. 3), der zuletzt durch Artikel 1 Nummer 1 des Rahmenbeschlusses 2008/919/JI (ABl....

	(3) Das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 390) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 27 Absatz 3a Nummer 1 werden die Wörter „schwere staatsgefährdende Gewalttat“ durch die Wörter „terroristische Straftat“ ersetzt.
	2. In § 54 Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „schwere staatsgefährdende Gewalttat“ durch die Wörter „terroristische Straftat“ ersetzt.

	(4) Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 203) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 100a Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt geändert:
	2. § 100b Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt geändert:
	3. In § 103 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 89a oder § 89c Absatz 1 bis 4 des Strafgesetzbuchs oder nach § 129a, auch in Verbindung mit § 129b Abs. 1, des Strafgesetzbuches“ durch die Wörter „§ 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite Altern...
	4. In § 111 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 89a oder § 89c Absatz 1 bis 4 des Strafgesetzbuchs oder nach § 129a“ durch die Wörter „§ 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite Alternative und Nummer 3 jeweils in Verbindung mit Absatz 2 Nummer ...
	5. In § 112 Absatz 3 wird die Angabe „§ 129a Abs. 1 oder Abs. 2“ durch die Wörter „§ 129a Absatz 1 und 2 Nummer 1 zweite Alternative, Nummer 2 bis 4 und 5 erste Alternative“ ersetzt.
	6. In § 112a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 werden die Wörter „den §§ 89a, 89c Absatz 1 bis 4“ durch die Wörter „§ 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite Alternative und Nummer 3 jeweils in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1, 2, 3 und 4 Buchstabe a, Ab...
	7. In § 443 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter „§ 89a oder § 89c Absatz 1 bis 4, den §§ 94 oder 96 Abs. 1, den §§ 97a oder 100, den §§ 129 oder 129a“ durch die Wörter „§ 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erste und zweite Alternative und Nummer 3 je...

	(5) In § 12a Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b des Zollverwaltungsgesetzes vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2125; 1993 I S. 2493), das zuletzt durch Artikel 6 Absatz 6 des Gesetzes vom 5. Juli 2021 (BGBl. I S. 2274) geändert worden ist, wird die A...
	(6) In § 123 Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 405) geändert wor...

	Artikel 3
	Einschränkung von Grundrechten
	Das Grundrecht des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 Absatz 1 des Grundgesetzes) wird durch Artikel 2 Absatz 4 Nummer 1 dieses Gesetzes eingeschränkt. Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundges...

	Artikel 4
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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